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Zusammenfassung 
Mit Blick auf die Versorgung der Bürger mit Leistungen der Daseinsvorsorge kommt der kom-
munalen Ebene in Deutschland eine zentrale Rolle zu. Angesichts sich zunehmend verän-
dernder Rahmenbedingungen wächst der Druck auf die Kommunen zum Erhalt dieser Funk-
tionen seit Jahren. Nicht nur die demographischen Entwicklungen, sondern auch fehlende 
Finanzmittel, Personalengpässe und ein stetig wachsender Aufgabenumfang gefährden 
vielerorts die Tragfähigkeit der kommunalen Daseinsvorsorge. Interkommunaler Zusammen-
arbeit wird vor diesem Hintergrund eine „symptomlindernde“ Wirkung zugesprochen. Die 
kommunalpolitischen Ziele solcher Kooperationen liegen in erster Linie in der Erreichung von 
Effizienzgewinnen (Synergien), in einer möglichen Effektivitätssteigerung (höherer Zieler-
reichungsgrad), in der Vergrößerung sogenannter Skaleneffekte sowie in der Bewältigung 
demografischer und raumstruktureller Herausforderungen. Der Erfolg interkommunaler Ko-
operationen hängt dabei im Wesentlichen davon ab, inwiefern eine Zielkongruenz der Part-
ner besteht. Es handelt sich um einen inkrementellen Prozess, der auf einem hohen Vertrau-
enspotenzial basiert. 
In der vorliegenden Studie werden die Ergebnisse einer Umfrage zum Stand interkommunaler 
Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen dargestellt und analysiert, die das Kompetenzzentrum 
für kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS) unter den sächsischen Gemeinden durchge-
führt hat. Neben den Bereichen der Zusammenarbeit wurden im Rahmen der Befragung 
Triebkräfte, Potentiale und Hürden interkommunaler Zusammenarbeit sowie mögliche För-
dermaßnahmen thematisiert. Es zeigt sich, dass in Sachsen die typischen Bereiche interkom-
munaler Zusammenarbeit dominieren. Gleichzeitig besteht nach wie vor ein hoher Bedarf 
zur Zusammenarbeit im Bereich der Bauhöfe sowie der IT. Sowohl die demographischen Ent-
wicklungen als auch Personalengpässe und fehlende finanzielle Mittel stellen die zentralen 
Triebkräfte für kooperatives Verhalten im Freistaat dar. Gerade letztere Faktoren gehören 
neben zwischenmenschlichen Faktoren aber auch zu den wichtigsten Hürden interkommuna-
ler Zusammenarbeit in Sachsen. Entsprechend stark ausgeprägt ist der Wunsch der sächsi-
schen Kommunalvertreter nach einer gezielten Förderung interkommunaler Kooperations-
projekte über den Kommunalen Finanzausgleich und weitere direkte Hilfestellungen, bspw. 
in Form von Musterverträgen. 
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1 Einleitung 
Das Grundgesetz garantiert den Gemeinden und Gemeindeverbänden das Recht zur kommu-
nalen Selbstverwaltung, wonach es den Gemeinden möglich sein muss, „alle Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu re-
geln.“1 Mit diesem verfassungsmäßigen Anspruch zur Erfüllung von Aufgaben mit „örtlichem“ 
Charakter geht auch ein Gewährleistungsauftrag einher.2 Sind Kommunen nicht mehr in der 
Lage, Aufgaben ohne zu große Verwerfungen umzusetzen, besteht die Gefahr, dass die ent-
sprechenden Aufgaben auf die nächsthöhere Verwaltungsebene, den Landkreis, „hochge-
zont“ werden müssen.3 Derartige Verwerfungen können bspw. in unverhältnismäßig hohen 
Kosten der Leistungsinanspruchnahme für die Bürger der Kommune bestehen. Alternativ 
könnte eine Gemeindefusion zu einer effizienteren Aufgabenerledigung beitragen. Die Kom-
munalpolitik steht in beiden Fällen vor einem Konflikt: Sowohl eine Hochzonung einzelner 
Aufgaben als auch eine Gemeindegebietsreform stellen massive Einschnitte in die individu-
ellen kommunalen Gestaltungsmöglichkeiten dar. Andererseits sind viele Kommunen für ei-
nen nicht unerheblichen Teil des kommunalen Aufgabenkatalogs zu klein und daher nicht in 
der Lage, eine wirtschaftliche und damit ressourcenoptimale Aufgabenerfüllung im Allein-
gang zu ermöglichen.    
Eine Alternative zur Aufgabenverlagerung auf eine höhere Verwaltungsebene sowie zur Ge-
meindegebietsreform stellt die interkommunale Zusammenarbeit dar. Nach LUMMERSTORFER 
handelt es sich dabei um „eine freiwillige, auf gemeinsamen Zielen basierende, eine oder 
mehrere kommunale Leistungen umfassende, durch Koordination entstehende, formelle o-
der informelle Zusammenarbeit zwischen mindestens zwei Kommunen“.4 Ein solches Kon-
strukt gemeinsamer Aufgabenerfüllung ist keineswegs neu, schon das Baugesetz des König-
reiches Sachsen von 1900 sah Möglichkeiten zur Planungskoordination zwischen Gemeinden 
sowie zur Aufgabenübertragung an zwischengemeindliche Gremien vor.5 Verschiedene Ent-
wicklungen der vergangenen Jahre und Jahrzehnte haben allerdings dazu beigetragen, dass 
das Konzept im Rahmen der Diskussionen über eine Sicherstellung der kommunalen Daseins-
vorsorge zunehmend an Bedeutung gewinnt. Vor allem die vielerorts angespannten kommu-
nalen Haushalte sowie die in ihrer Gänze noch gar nicht absehbaren Folgen der demographi-
schen Entwicklungen (Alterung und Schrumpfung) gefährden die künftige Tragfähigkeit der 
                                            
1  Vgl. Artikel 28 Abs. 2 GG.   
2  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 63. 
3  Vgl. DStGB (2005), S. 4, sowie BVerfG (2017). 
4  Lummerstorfer (2006), S. 55. 
5  Vgl. Klemme (2002), S.23. 
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Daseinsvorsorge. Hinzu kommt, dass sich weite Teile des kommunalen Aufgabenkatalogs zu-
nehmend weg vom „örtlichen“ und hin zu einem „regionalen“ Schwerpunkt bewegen, der 
mit den existierenden territorialen Selbstverwaltungs- und Planungseinheiten nicht mehr 
zwingend deckungsgleich ist.6 In Kombination mit einem wachsenden Wettbewerb um Ein-
wohner und Unternehmen im europäischen Binnenmarkt und einer zunehmend regional aus-
gerichteten Förderpolitik von Staat und EU tragen diese Entwicklungen dazu bei, dass der 
Druck auf die Kommunen in der Bundesrepublik zuletzt stark zugenommen hat.7 
In der öffentlichen Diskussion herrscht weitestgehend Einigkeit darüber, dass interkommu-
nale Zusammenarbeit im Hinblick auf diese Entwicklungen zwar kein Allheilmittel darstellt, 
aber zu einer Linderung der Symptome beitragen kann.8 Gerade die Länder sind bemüht, das 
nahezu durchweg positiv konnotierte Bild interkommunaler Kooperationen aufrecht zu er-
halten. Den vielfach hervorgehobenen Potenzialen kooperativer Projekte stehen in der Pra-
xis allerdings ebenso Faktoren entgegen, die die Entstehung und den Erhalt einer Zusam-
menarbeit erschweren. Diese reichen von fehlenden personellen und finanziellen Kapazitä-
ten über Widerstände betroffener Akteure bis hin zu zwischenmenschlichen Schwierigkeiten 
und machtpolitischen Erwägungen bei den Entscheidungsträgern.9 Je nach Problemfeld ist 
diesen Faktoren in der Praxis in unterschiedlichem Maße beizukommen, wobei hier auch das 
Land über entsprechende Anreizmechanismen tätig werden kann. 
Die vorliegende Studie soll einen Überblick über den Stand interkommunaler Zusammenar-
beit im Freistaat Sachsen liefern. Dazu werden zunächst die rechtlichen und konzeptionellen 
Hintergründe zwischengemeindlicher Kooperationen beleuchtet, bevor anschließend die Er-
gebnisse einer Umfrage analysiert werden, die das Kompetenzzentrum für kommunale Inf-
rastruktur Sachsen (KOMKIS) im Zeitraum Oktober bis November 2018 unter den sächsischen 
Kommunen durchgeführt hat und die in den darauf folgenden Monaten intensiv ausgewertet 
wurde. Neben einer Betrachtung der Aufgabenbereiche, die im Freistaat kooperativ wahr-
genommen werden, sind sowohl die zentralen Triebkräfte für kooperatives Verhalten als 
auch Chancen und Hürden für die Zusammenarbeit in Sachsen herausgestellt und Empfeh-
lungen zur Förderung interkommunaler Zusammenarbeit formuliert worden. 
 
                                            
6  Vgl. Furkert (2008), S. 31. 
7  Vgl. Gorsler (2002), S.9, und Kiepe (2010), S. 149. 
8  Vgl. Seuberlich (2012), S. 108. 
9  Siehe bspw. Pawleta (2008), S. 228, und Hollbach-Grömig et al. (2008), S. 8. 
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2 Konzeptioneller Hintergrund  
2.1 Interkommunale Zusammenarbeit aus der Perspektive der Regional- Gover-
nance-Theorie 
Interkommunale Zusammenarbeit lässt sich dem Konzept der Regional Governance zuord-
nen. Die zu diesem Begriff geführten Diskussionen befassen sich mit Entwicklungsprozessen 
auf regionaler Ebene und den daran beteiligten Netzwerken aus sowohl staatlichen als auch 
privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren.10 Vor dem Hintergrund einer in 
zunehmendem Maße fragmentierten und sektoralisierten Umwelt geht man davon aus, dass 
diese Akteure gemeinsame Lösungen erarbeiten müssen, um eine regionale Entwicklung, die 
über die Grenzen einzelner Gemeinden hinaus geht, vorantreiben zu können. Es handelt sich 
dabei um einen „kontinuierlichen Prozess der Aushandlung, Anpassung und Verbesserung 
hinsichtlich materieller Ziele und organisatorischer Strukturen“.11 
Das Aufkommen der Diskussion um Regional Governance wurde maßgeblich durch zwei Ent-
wicklungen begünstigt.12 Zum einen wird die Region in zunehmendem Maße als gesellschaft-
lich und politisch relevante, selbstständige Handlungsebene betrachtet, auch wenn sie for-
mal keine gebietskörperschaftliche Ebene darstellt. Ihr kommt im Hinblick auf die gesell-
schaftliche Steuerung eine besondere Bedeutung zu, wobei der Steuerungsbegriff in diesem 
Zusammenhang nicht als (vertikale) Beeinflussung von Handlungen durch eine übergeordnete 
Ebene, sondern vielmehr als horizontale Koordination von Handlungen durch Strukturen und 
Prozesse zu verstehen ist. Zum anderen verändert sich der Raumbezug kollektiven Handelns: 
Während sich die Tätigkeit von Kommunalpolitikern vornehmlich innerhalb der abgegrenz-
ten, administrativen Gebietskörperschaften abspielt, aus denen sie ihre Legitimation bezie-
hen, orientieren sich wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure eher an funktionalen 
Zusammenhängen, die am besten zur Lösung ihrer jeweiligen Probleme beitragen können. 
Hier spielen administrative Grenzen nur eine untergeordnete Rolle. 
Interkommunale Kooperationen sind ein kontinuierlicher Prozess zur Weiterentwicklung lo-
kaler wie regionaler Strukturen und bedürfen umfassender Verhandlungen zwischen den be-
teiligten Akteuren. Sie stellen insofern eine Art Unterkategorie der Regional Governance 
dar, als dass es sich vornehmlich um formelle Arrangements kommunaler Aufgabenträger 
handelt, während weitere Akteure, wie bspw. Unternehmen, Einrichtungen des Dritten Sek-
tors, Verbände oder einzelne Personengruppen, im Kooperationsprozess meist eine weniger 
bedeutsame Rolle spielen. Dies bedeutet aber nicht, dass eine Involvierung weiterer Akteure 
                                            
10  Vgl. Giessen (2010), S. 6. 
11  Vgl. Mäding (2010), S. 218. 
12  Siehe dazu vor allem Fürst (2007), S. 543f., und Giessen (2010), S. 6. 
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per se ausgeschlossen ist. Gerade im Rahmen informeller Arrangements, wie bspw. losen 
Erfahrungs- und Meinungsaustauschen oder Netzwerktreffen, findet dies ebenfalls statt.  
2.2 Welche Vorteile erhoffen sich Kommunen von interkommunalen Koopera-
tionen? 
Für die einzelne Kommune liegt das übergeordnete Ziel interkommunaler Zusammenarbeit 
in einer Verbesserung der eigenen Wettbewerbsposition.13 Durch die Bündelung von Kräften 
und Kompetenzen erhoffen sich die Kommunen eine Erweiterung ihrer eigenen Handlungs-
spielräume und die Erschließung von Handlungsfeldern, „die mit eigenen Mitteln oder aus 
eigener Kraft nicht erreichbar wären“14. Vornehmlich geht es also bei zwischengemeindli-
chen Kooperationsvorhaben um die Ausnutzung sogenannter Synergieeffekte. 
Im Einzelnen sind diese Synergieeffekte und damit die Vorteile, die sich für Kommunen durch 
Kooperation ergeben können, äußerst vielgestaltig. Nach LUMMERSTORFER stellt dabei die Leis-
tungsverbesserung eine von drei Kategorien dar, denen man die Potentiale interkommuna-
ler Zusammenarbeit zuordnen kann (siehe Tabelle 1).15 Gerade kleinere Kommunen können 
auf dem kooperativen Wege ihr Güterangebot um Leistungen erweitern, die sie in Eigenregie 
aufgrund fehlender personeller wie auch finanzieller Ressourcen nicht anbieten könnten. So 
stellen Kooperationen gerade in diesen kleinen Gemeinden oftmals die einzige Möglichkeit 
dar, ein flächendeckendes Infrastrukturangebot bereitstellen und somit einen eigenen Bei-
trag zu Bestandssicherung, Weiterentwicklung und Nachfragebindung leisten zu können.16 In 
eine ähnliche Richtung geht die von ZIMMERMANN beschriebene „Regionalisierung von Prob-
lemlagen“, die gerade für solche Kommunen ein wichtiges Motiv für interkommunale Zusam-
menarbeit ist, die für die Lösung vieler Problemstellungen zu klein sind.17 Als Beispiel sei 
hier eine gemeinsame Marketingstrategie kleinerer Gemeinden (z. B. als Tourismus-, Wohn- 
oder Gewerbestandort) genannt, die – jede für sich allein – die Kosten für eine überregional 
oder sogar international orientierte Kampagne nicht tragen könnte.  
Eine Verbesserung der kommunalen Leistungserbringung kann zudem durch den Transfer von 
Fachwissen und Know-how erfolgen. Dabei kann in der Praxis unterschieden werden zwischen 
solchen Kooperationsansätzen, bei denen der Austausch bzw. die Übertragung von Fachwis-
sen explizites Ziel der Zusammenarbeit ist, und solchen, bei denen der Austausch implizit 
im Rahmen der Zusammenarbeit erfolgt.18 Auch eine Verbesserung des qualitativen Niveaus 
                                            
13  Vgl. Hollbach-Grömig et al. (2005), S. 25. 
14  Ebenda. 
15  Vgl. Lummerstorfer (2006), S. 68-77. 
16  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 21. 
17  Vgl. Zimmermann (2017). 
18  Vgl. Lenk/Reichardt/Rottmann (2012), S. 10. 
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
5 
kommunaler Leistungen wird durch interkommunale Zusammenarbeit angestrebt. Diese las-
sen sich sowohl in der Prozessphase durch den erweiterten Wissenstransfer als auch mit Blick 
auf das „Endprodukt“ erzielen, indem effizientere und technologisch anspruchsvollere Ver-
fahren eingesetzt werden können.19 
Tabelle 1:  Kategorisierung der Potenziale interkommunaler Zusammenarbeit 
Potenziale interkommunaler Zusammenarbeit 
Leistungsverbesserung Kostenersparnis Weitere Potenziale 







• Senkung von  
Transaktionskosten 
• Kooperation statt Konkur-
renzdenken 
• Entwicklung eines „regio-
nalen Bewusstseins“ 
• Entwicklung einer Macht-
position 
Quelle: Eigene Darstellung (inhaltlich orientiert an LUMMERSTORFER (2006)). 
Neben der Leistungsverbesserung bzw. –erweiterung spielen Potentiale zur Kostenersparnis 
eine zentrale Rolle bei den Abwägungen zur Vorteilhaftigkeit einer Kooperation.20 Kosten-
senkungen können dabei vor allem über die Generierung von Skaleneffekten bzw. Größen-
vorteilen erzielt werden.21 Diese resultieren zum einen daraus, dass die Durchschnittskosten 
der Bereitstellung vieler öffentlicher Leistungen mit steigender Nutzerzahl sinken, da Fix-
kosten auf eine größere Anzahl Nutzer verteilt werden können. Stehen bspw. zwei benach-
barte Kommunen vor der Frage, ob sie ihre defizitären Spaßbäder schließen sollten, können 
sie sich darauf einigen, ein einzelnes Bad gemeinsam zu betreiben. Auf diese Weise könnten 
neben Einsparungen in beiden Kommunalhaushalten Größenvorteile durch den vergrößerten 
Besucherkreis erzielt werden. Ein anderer Weg zur Erzielung von Größenvorteilen besteht in 
der Nutzung von Spezialisierungsvorteilen, welche bei Wahrnehmung der Aufgabe durch die 
einzelne Kommune nur begrenzt möglich wären (z. B. kommunales Rechenzentrum).22 In-
folge einer solchen gemeindeübergreifenden Arbeitsteilung steht im Idealfall ein „kommu-
nales Netzwerk zur Leistungserstellung“.23 
Das Bestreben, Kosten der kommunalen Leistungserstellung über die Generierung von Ska-
lenerträgen zu senken, liegt in der Regel auch Verwaltungsgebietsreformen, genauer gesagt 
Gemeindefusionen, zugrunde. Geringere Kosten im Einkauf, besser ausgelastete Kapazitäten 
                                            
19  Vgl. Lummerstorfer (2006), S. 71. 
20  Ebenda. 
21  Vgl. Bischoff/Bergholz/Blaeschke (2014), S. 12. 
22  Vgl. Kuhlmann/Seyfried/Siegel (2017), S. 34.  
23  Vgl. Hinterhuber/Stahl (1996), S. 95, zitiert nach Lummerstorfer (2006), S. 72. 
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
6 
und Möglichkeiten zu einer effizienteren Planung seien dabei beispielhaft als Vorteile grö-
ßerer Verwaltungen genannt.24 Der Nachteil derartiger Gemeindezusammenschlüsse gegen-
über der interkommunalen Kooperation liegt aus Kommunalperspektive darin, dass nicht nur 
einzelne, sondern grundsätzlich alle Bereiche kommunaler Leistungserstellung davon erfasst 
werden und eine Kommune damit letztlich ihre Eigenständigkeit aufgeben muss.25 Mit einer 
solchen Zentralisierung kommunaler Aufgaben steigt die Entfernung der kommunalen Leis-
tungen zu den Bürgern, sodass heterogene Präferenzen der Bürger hinsichtlich der Leistungs-
bereitstellung innerhalb der neu geschaffenen Fusionsgemeinde nur noch erschwert Berück-
sichtigung finden können.26 In Folge dessen steigen die Transaktionskosten der Informations-
beschaffung und der Anpassung an Partikularinteressen. Insofern können interkommunale 
Kooperationen in vielen Fällen einen Schutz vor Gemeindezusammenlegungen darstellen, da 
sich viele Vorteile, die man sich von Fusionen oder einer Hochzonung einzelner Aufgaben 
erhofft, auch durch kooperative Arrangements erzielen lassen, während die Eigenständigkeit 
der teilnehmenden Kommunen erhalten bleibt.27   
Kostensenkungen können zusätzlich durch die Reduzierung organisatorischer Redundanzen 
erzielt werden.28 Derartige „Doppelgleisigkeiten in der Aufgabenerfüllung“29 können ver-
mieden werden, indem Organisationseinheiten zusammengelegt und vorhandene Infrastruk-
tur gemeinsam genutzt werden (z. B. gemeinsame Personalabrechnung). Dies würde zu hö-
heren Auslastungsgraden der bestehenden Infrastruktur und folglich zu Effizienzgewinnen 
führen. Ebenso können Einsparungen durch eine gemeinsame Investitionsdurchführung er-
zielt werden, da Investitionsausgaben von einer größeren Anzahl Kommunen getragen wer-
den und zusätzlich Transaktionskosten durch eine entsprechende Risikoaufteilung gesenkt 
werden können.30 
In die Kategorie weiterer Kooperationsmotive interkommunaler Zusammenarbeit fällt un-
ter anderem eine Stärkung des zwischengemeindlichen Zusammenhalts.31 Auf diesem Wege 
ist der Übergang von einem auf Wettbewerb und Konkurrenz ausgerichteten hin zu einem 
kooperativ geprägten Denken möglich, welcher im Idealfall in ein regionales Zusammenge-
hörigkeitsgefühl mündet. Je stärker sich ein solcher Zusammenhalt entwickelt, desto größer 
wird die Machtposition der Region und desto leichter lassen sich auch regionale Interessen 
                                            
24  Vgl. Kuhlmann/Seyfried/Siegel (2017), S. 34. 
25  Vgl. Beckers/Klatt/Zimmermann (2011), S. 2. 
26  Vgl. Anderson/Scheller (2012), S. 27f. 
27  Vgl. Lummerstorfer (2006), S. 75. 
28 Vgl. Pawleta (2008), S. 228. 
29  Lummerstorfer (2006), S. 73. 
30  Vgl. Lummerstorfer (2006), S. 72. 
31  Ebenda, S. 74f. 
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in Verhandlungen mit anderen Akteuren, bspw. dem Land, vertreten. Dabei ist es nicht not-
wendig – und wahrscheinlich auch nicht möglich -, die grundsätzliche Konkurrenzsituation 
zwischen Kommunen zu beenden.32 Vielmehr geht es darum, die zentralen Bereiche zu iden-
tifizieren, in denen sich durch Kooperationen Verbesserungen erzielen lassen.  
2.3 Welche Faktoren erschweren die Zusammenarbeit zwischen Kommunen? 
Den Motiven für eine Zusammenarbeit steht eine Vielzahl an Faktoren entgegen, die die 
Entstehung und den Erhalt interkommunaler Zusammenarbeit erschweren. Diese lassen sich 
grob vier Kategorien zuordnen (siehe Tabelle 2). So stellt gerade für kleinere Kommunen ein 
Ressourcenmangel ein häufig genanntes Hemmnis interkommunaler Zusammenarbeit dar. 
Erfahrungsgemäß verfügen diese nicht über das notwendige juristische Fachpersonal, um 
beispielsweise vergabe- und steuerrechtliche Vorgaben bei Projekten der interkommunalen 
Zusammenarbeit berücksichtigen zu können. Sie sind daher häufig auf externe Hilfe ange-
wiesen.33 Wird diese nur in unzureichendem Umfang durch Landkreis oder Landesebene an-
geboten, müssen die entsprechenden Beratungsleistungen von Dritten eingekauft werden. 
Ein solcher Einkauf externer Beratungsleistungen sowie die teilweise notwendigen (Anfangs-
)Investitionen im Laufe einer Kooperation sind in vielen Fällen aufgrund nur begrenzter fi-
nanzieller Möglichkeiten allerdings ebenfalls nur schwer zu stemmen.34 Gleichzeitig haben 
gerade viele kleinere Kommunen Probleme damit, die im Rahmen von Förderrichtlinien not-
wendigen kommunalen Eigenanteile aufzubringen. 
Weitere Hemmnisse können in der Beziehung zwischen den potentiellen Kooperations-
partnern bestehen. So stellt die Festlegung des Lastenausgleichs, der die Verteilung der zu 
tragenden Kosten und der entsprechenden Einnahmen regelt, einen besonders empfindlichen 
Bereich im Rahmen einer gemeinsamen Kooperation dar.35 Gerade bei Kooperationen zwi-
schen finanziell und personell ungleich leistungsstarken Kommunen besteht die Gefahr, dass 
sich eine Seite durch die andere übervorteilt fühlt. Zusätzlich zu „harten“, also materiell 
messbaren Tatbeständen, müssen dabei auch „weichere“ Faktoren, wie beispielsweise eine 
erhöhte Standortattraktivität oder eine verbesserte Versorgungslage, Berücksichtigung fin-
den.36 Diese harten und weichen Faktoren gegeneinander aufzurechnen, gestaltet sich in der 
Praxis allerdings äußerst schwierig, zumal Vor- und Nachteile der Kooperation nicht immer 
sofort ersichtlich sind, sondern vielmehr erst in der mittleren oder langen Frist offenbar 
werden. Erschwert werden ein notwendiger Interessenausgleich und damit auch Kooperati-
onsvorhaben in Gänze, wenn zwischen den Kommunen keine Vertrauensbasis besteht, die 
                                            
32  Vgl. Frick/Hokkeler (2008), S. 80. 
33 Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 59.  
34  Vgl. u. a. Hollbach-Grömig et al. (2005), S. 17f. 
35  Vgl. Pawleta (2008), S. 229f. 
36  Vgl. u. a. Hollbach-Grömig et al. (2005), S. 17f. 
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Ziele bzw. Interessen, die die beteiligten Kommunen verfolgen, zu weit auseinander liegen 
oder gar miteinander in Konflikt stehen oder Unsicherheit über das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
der Zusammenarbeit besteht.37 Derartige Umstände senken die Kooperationsbereitschaft 
und folglich auch die Erfolgsaussichten für die Schaffung einer „Win-Win-Situation“ für alle 
Beteiligten und führen im Extremfall dazu, dass eine kompetitive Stellung gegenüber einer 
kooperativen als vorteilhaft bewertet wird. 
Tabelle 2:  Kategorisierung möglicher Hemmnisse interkommunaler Zusammenarbeit 
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• Widerstand von 
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derungen 
• Verlust an  
Bürgernähe 




Quelle: Eigene Darstellung. 
Eine weitere Schwierigkeit, von der im Rahmen der thematischen Auseinandersetzung mit 
interkommunaler Zusammenarbeit häufig zu hören ist, stellen „lokale Egoismen“ dar. Unter 
diesem eher allgemein gehaltenen Terminus lassen sich verschiedene Faktoren subsumieren. 
Aus polit-psychologischer Perspektive werden diesbezüglich vor allem ein überzogenes Kon-
kurrenzdenken („Bürgermeisterwettbewerb“), persönliche oder parteipolitische Friktionen 
zwischen den lokalen Entscheidungsträgern oder ein Verharren in überzogenem „Kirchturm-
denken“ angeführt.38 Auch ein seitens der Funktionsträger befürchteter Machtverlust im 
                                            
37  Vgl. Blecken (2012), S. 107, und Hollbach-Grömig (2005), S. 18. 
38  Vgl. Hollbach-Grömig (2005), S. 18. 
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Zuge einer Kooperation, der bspw. aus einem mit der Kooperation verbundenen Personalab-
bau resultiert, lässt sich dieser Kategorie zuordnen.39  
Neben Faktoren, die die Beziehung zwischen Kommunen betreffen, existieren auch intra-
kommunale Hürden hinsichtlich einer möglichen Zusammenarbeit mit anderen Kommunen. 
Vor allem ein Verlust an Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten ist im Rahmen der the-
matischen Auseinandersetzung einer der am häufigsten genannten Hemmfaktoren. So wird 
vielfach auf die Gefahr hingewiesen, dass bspw. die Übertragung einer Aufgabe auf eine 
andere Kommune nicht nur mit Einbußen bei Managementkompetenzen einhergeht, sondern 
zudem auch die Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten demokratisch legitimierter Gemein-
deorgane beeinträchtigen könnte.40 Die Möglichkeit einer Einschränkung der kommunalen 
Selbstverwaltung durch zwischengemeindliche Zusammenarbeit wird von Kommunalvertre-
tern daher vielfach mit besonderer Skepsis gesehen. Dies hängt nicht zuletzt mit Bindungen 
durch öffentlich- oder privatrechtliche Verträge zusammen, auf denen die Kooperationen 
beruhen.41 Kommunalindividuelle Reaktionen auf sich ändernde Rahmenbedingungen sind so 
nicht unmittelbar möglich, sondern bedürfen der Abstimmung mit allen beteiligten Akteu-
ren. 
Zudem können sich Widerstände seitens der Bürger oder der Gemeindeverwaltung, unter 
anderem seitens des durch die Kooperation betroffenen Personals, entwickeln.42 Diese müs-
sen nicht nur auf der Angst vor einem Verlust des Arbeitsplatzes basieren, sondern können 
schon durch Veränderungen von Arbeitsabläufen und räumlichen Arbeitsbedingungen oder 
aus einer generellen Skepsis gegenüber Veränderungsprozessen entstehen. Kontrovers disku-
tiert wird die Befürchtung, interkommunale Zusammenarbeit stünde in Widerspruch zur For-
derung einer möglichst bürgernahen Aufgabenerfüllung.43 Der DEUTSCHE STÄDTE- UND GEMEINDE-
BUND verweist einerseits darauf, dass die Ressourcen, die im Zuge zwischengemeindlicher 
Kooperationen freigesetzt werden, wiederum zur Umsetzung einer bürgernahen Verwaltung 
eingesetzt werden können.44 Gleichzeitig weist er aber darauf hin, „dass optimale Verwal-
tungseffizienz die Tendenz zur immer großräumigeren Organisation und stetigen „Hochzo-
nung“ von Aufgaben in sich trägt“.45 Dies wiederum widerspreche dem im Grundgesetz fest-
geschriebenen Leitbild einer größtmöglichen Bürgerbeteiligung sowie dem aus föderaler Per-
                                            
39  Vgl. During (2012), S. 158f. 
40  Vgl. u. a. Deutscher Städte- und Gemeindebund (2005), S. 3. 
41  Vgl. Dahlbeck/Flögel/Langguth (2017), S. 19. 
42  Vgl. During (2012), S. 158f. 
43  Vgl. u. a. Pawleta (2008), S. , und Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
(2006), S. 28. 
44  Vgl. DStGB (2004), S.2. 
45  Ebenda. 
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
10 
spektive bedeutsamen Subsidiaritätsprinzip, welches eine möglichst dezentrale Aufgabenan-
siedlung im Staatsaufbau vorsieht. Für das oben beschriebene Beispiel bedeutet dies, dass 
die Entscheidung zum gemeinsamen Betrieb eines Freibads für einige Nutzer mit längeren 
Anfahrtswegen und somit höheren (Transaktions-)Kosten einhergeht. Letztlich darf man bei 
der Diskussion aber nicht vergessen, dass interkommunale Zusammenarbeit gerade für klei-
nere Kommunen oftmals die einzige Möglichkeit darstellt, überhaupt einen umfassenden 
Leistungskatalog anzubieten und damit eine gewisse Bürgernähe zu garantieren.  
3 Rechtliche Grundlagen interkommunaler Zusammenarbeit im Frei-
staat Sachsen 
Das Recht zur kommunalen Selbstverwaltung46 drückt sich auch in einer kommunalen Orga-
nisationshoheit aus, die es den Kommunen ermöglicht, in einzelnen Aufgabenbereichen mit 
anderen Kommunen zusammenzuarbeiten.47 Grundsätzlich gilt dies für den gesamten kom-
munalen Wirkungskreis, also auch übertragene Aufgaben des Bundes, sofern dem nicht wei-
tere Bestimmungen entgegenstehen.48 Weitere Einschränkungen bestehen darin, dass nur 
die Erfüllung mehrörtlicher, nicht aber überörtlicher Aufgaben zulässig ist und die koopera-
tive Aufgabenerfüllung mit Blick auf den gesamten kommunalen Aufgabenkatalog lediglich 
eine Ausnahme darstellen darf.49 Letztere Vorgabe ist eng verknüpft mit dem Demokratie-
prinzip: Da es sich bei Kommunen um demokratisch legitimierte Organe handelt, müssen sie 
sicherstellen, dass sie im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung durch Beteiligungs-, Mitsprache- 
und Kontrollrechte sowie das Letztentscheidungsrecht einen angemessenen Einfluss auf die 
Aufgabenerfüllung ausüben können.50 Dies schließt eine umfassende Übertragung hoheitli-
cher Aufgaben auf andere Träger aus. Grundsätzlich ist das Konstrukt der interkommunalen 
Kooperation damit aber durch die kommunale Selbstverwaltung geschützt. Zusätzlich be-
rechtigt auch die Europäische Charta die kommunalen Gebietskörperschaften in 
Art. 10 Abs. 1 ausdrücklich dazu, „zusammenzuarbeiten und im Rahmen der Gesetze Ver-
bände zu bilden, um Aufgaben von gemeinsamem Interesse durchzuführen“.51 
                                            
46  Die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung wird im Freistaat Sachsen in Art. 84 Abs. 2 SächsVerf festge-
schrieben. 
47  Vgl. Knirsch (2012), S. 222, Borchmann/Vesper 1977, S. 180, Gern (1994), Rn. 174. 
48  Vgl. Frick/Hokkeler (2008), S. 27. 
49  Ebenda, S. 51. 
50  Vgl. Reutter (2015), S. 28. 
51  Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung vom 15.10.1985.  
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Abbildung 1:  Rechtliche Grundlagen interkommunaler Zusammenarbeit in Sachsen 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Weiterführende Regelungen zur interkommunalen Zusammenarbeit trifft der sächsische Ge-
setzgeber auf einfachgesetzlicher Ebene im Rahmen der Sächsischen Gemeindeordnung 
(SächsGemO)52 sowie dem Sächsischen Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (Sächs-
KomZG)53 (siehe Abbildung 1).54 Hinsichtlich der Organisation ihrer Zusammenarbeit sind die 
                                            
52  Sächsische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (SächsGVBl. S. 542) geändert worden ist. 
53  Sächsisches Gesetz über kommunale Zusammenarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 2019 
(SächsGVBl. S. 270). 
54  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 47. 
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Kommunen weitestgehend frei, wobei sich ihnen verschiedene Kooperationsformen aus dem 
öffentlichen Recht wie auch aus dem Privatrecht bieten.  
Öffentlich-rechtliche Kooperationsformen werden allem voran in solchen Aufgabenberei-
chen genutzt, die das öffentliche Gemeinwohl und nicht die wirtschaftliche Gewinnerzielung 
zum Ziel haben.55 Zudem bedarf die Übertragung hoheitlicher Aufgaben grundsätzlich einer 
öffentlich-rechtlichen Organisationsform.56 So eröffnet der Freistaat Sachsen seinen Kom-
munen im SächsKomZG die Möglichkeit zur Ausgestaltung von Kooperationsverhältnissen in 
verschiedenen Formen des öffentlichen Rechts.57 Als Organisationsformen explizit genannt 
werden der Zweckverband, die Zweckvereinbarung und die kommunale Arbeitsgemein-
schaft, welche gleichzeitig die in der kommunalen Praxis am häufigsten eingesetzten for-
mellen Formen der Zusammenarbeit darstellen.58 Darüber hinaus werden der Verwaltungs-
verband und die Verwaltungsgemeinschaft als mögliche Kooperationsformen genannt, sofern 
sie bis zum 17. November 2012 wirksam entstanden sind. Da sich die letzten beiden Formen 
in der Praxis allerdings nicht ausreichend bewähren konnten, sind Neugründungen dieser 
Kooperationsformen nicht mehr möglich.59  
Die einzelnen öffentlich-rechtlichen Kooperationsformen unterscheiden sich wie folgt: 
• Bei Zweckverbänden handelt es sich um institutionalisierte Kooperationen zwischen 
Kommunen in Form einer rechtsfähigen Körperschaft des öffentlichen Rechts.60 Die 
im Verband organisierten Gemeinden, Landkreise und Verwaltungsverbände (sowie 
ggf. weitere Zweckverbände) übertragen freiwillige und pflichtige Aufgaben sowie 
alle zur Erfüllung dieser Aufgaben notwendigen Rechte und Pflichten auf den Ver-
band, welcher diese dann für alle oder einzelne Mitglieder umsetzt. Es findet also 
eine Delegation von Aufgaben durch kommunale Körperschaften auf eine andere Kör-
perschaft statt, welche im Freistaat Sachsen durch die Landesdirektion genehmigt 
werden muss.61 Die Gründung von Zweckverbänden erfolgt zumeist in solchen Aufga-
benbereichen mit einer hohen Kapitalintensität in der Produktion, wie bspw. der 
Wasserversorgung.62 Im Gegensatz zur Zweckvereinbarung und zur kommunalen Ar-
beitsgemeinschaft entsteht hier kraft Gesetz eine eigenständige Körperschaft mit ei-
genem Haushalt und eigener Rechtspersönlichkeit. In dieser Funktion kann der 
Zweckverband als öffentlich-rechtlicher Aufgabenträger Verwaltungsakte erlassen, 
                                            
55  Vgl. Frick/Hokkeler (2008), S. 52. 
56  Vgl. DStGB (2005), S. 4. 
57  Vgl. § 2 des SächsKomZG. 
58  Vgl. Furkert (2008), S. 34. 
59  Vgl. Landesdirektion Sachsen (2018). 
60  Vgl. Klein (2012), S. 89-91, und Steinwinter/Wiedmann 2010, S. 3-5. 
61  Vgl. Landesdirektion Sachsen (2018). 
62  Vgl. Rosenfeld et al. (2016), S. 10. 
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verfügt über eine Personal- und Finanz-, aber über keine Gebietshoheit.63 Je nach-
dem, ob der Zweckverband durch die organisierten Körperschaften selbst oder durch 
Landesvorgaben gegründet wurde, unterscheidet das SächsKomZG zwischen Frei- und 
Pflichtverbänden.64 
In Sachsen existieren insgesamt 166 Zweckverbände, die sich auf 21 Produktgruppen 
verteilen.65 Abbildung 2 zeigt, dass vor allem die Abwasserbeseitigung, aber auch die 
Wasserversorgung im Zweckverband organisiert wird. Diese Organisationsform ist da-
bei typisch für beide Aufgabenbereiche. Aufgrund der hohen Fixkosten, die in diesem 
Bereich durch die Bereitstellung der notwendigen Netzinfrastruktur anfallen, sowie 
des notwendigen Angebots „in der Fläche“ kann die Nutzung von Größenvorteilen im 
Aggregat zu Einsparungen für alle im Verband organisierten Kommunen führen. 
Zweckverbände bieten sich ferner gerade dann an, wenn die kooperierenden Kom-
munen finanziell und personell unterschiedlich leistungsstark sind.66   
Abbildung 2:  Zweckverbände im Freistaat Sachsen nach Produktgruppen (PG)  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen. 
• Auch bei einer öffentlich-rechtlichen Zweckvereinbarung findet eine Kompetenz-
übertragung statt. Die organisierten Gemeinden, Verwaltungsverbände, Landkreise 
und Zweckverbände vereinbaren in diesem Fall, dass ein Mitglied einzelne Aufgaben 
                                            
63  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 50. 
64  Vgl. § 44 SächsKomZG. 
65  Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen - Berichtskreismanagement für die Finanz- und Personalsta-
tistiken, Stand: 31.12.2019. 
66  Vgl. Heinz (2000), S. 205. 
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der übrigen Beteiligten übernimmt und für diese umsetzt, wobei die einzelnen Ge-
meinden formell verantwortlich bleiben (Mandatierung).67 Die Aufgabenübertragung 
erfolgt auf Basis eines schriftlichen öffentlich-rechtlichen Vertrags und ist von der 
zuständigen Aufsichtsbehörde – im Freistaat Sachsen ist dies die Landesdirektion 
Sachsen – zu genehmigen. 
• Kommunale Arbeitsgemeinschaften basieren auf einem Vertrag zwischen den betei-
ligten Gemeinden und Gemeindeverbänden, wobei auch Verwaltungs- und Zweckver-
bände, weitere Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie natürliche und juristi-
sche Personen des Privatrechts Teil dieses Zusammenschlusses sein können.68 Zweck 
einer solchen Arbeitsgemeinschaft ist die gemeinsame Abstimmung zu kommunalre-
levanten Angelegenheiten, „um eine möglichst wirtschaftliche und zweckmäßige Er-
füllung der Aufgaben in einem größeren nachbarlichen Gebiet sicherzustellen“.69 
Anders als bei anderen Formen der Kooperation findet hier keine Kompetenzverlage-
rung statt und die Arbeitsgemeinschaft hat keine eigene Rechtspersönlichkeit.70 Da 
Aufgaben, Zuständigkeiten und Befugnisse vollständig bei den beteiligen Mitgliedern 
verbleiben und die Arbeitsgemeinschaften keine für die Mitglieder verbindlichen Be-
schlüsse fassen, wird diese Organisationsform häufig als Einstieg für eine engere, ver-
bindlichere Zusammenarbeit gewählt. 
• Verwaltungsverbände setzen sich aus benachbarten Gemeinden desselben Landkrei-
ses zusammen, wobei zwischen freiwillig zustande gekommenen Freiverbänden und 
durch die Landesebene errichteten Pflichtverbänden unterschieden wird.71 Die Grün-
dung letzterer ist möglich, wenn die Wirtschafts- und Verwaltungskraft der einzelnen 
Gemeinden zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht ausreicht.72 Neben den Weisungsauf-
gaben nach § 2 Abs. 3 SächsGemO gehen Aufgaben der vorbereitenden Bauleitplanung 
auf den Verband über.73 Zusätzlich übernimmt er für die organisierten Gemeinden 
Aufgaben nach deren Weisung, wozu Vorbereitung und Vollzug ihrer Beschlüsse, Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung und die Vertretung bei Gerichtsverfahren gehö-
ren.74 Durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag können weitere Aufgaben auf den 
Verband übertragen werden. Das Ziel von Verwaltungsverbänden liegt in der „Stär-
kung der Leistungs- und Verwaltungskraft unter Aufrechterhaltung der rechtlichen 
                                            
67  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 51; Vgl. § 71 SächsKomZG. 
68  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 49; Vgl. § 73a Abs.1 SächsKomZG. 
69  § 73a Abs.2 SächsKomZG. 
70  Vgl. Landesdirektion Sachsen (2018). 
71  Vgl. § 3 Abs. 1 SächsKomZG. 
72  Ebenda, § 14. 
73  Vgl. § 7 SächsKomZG.  
74  Ebenda, § 8. 
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Selbständigkeit der beteiligten Gemeinden“.75 Im Hinblick auf die Zahl der im Ver-
band organisierten Gemeinden sowie dessen räumliche Ausdehnung ist das entschei-
dende Kriterium, dass eine zweckmäßige und wirtschaftliche Aufgabenerfüllung 
durch den Verband möglich sein muss. Der Unterschied zu einer Verwaltungsgemein-
schaft liegt darin, dass hier eine („erfüllende“) Gemeinde auf Basis einer Vereinba-
rung für die anderen organisierten Gemeinden die Aufgaben eines Verwaltungsver-
bandes übernimmt.76 
Außerhalb des SächsKomZG sieht das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) weitere Formen 
öffentlich-rechtlicher Zusammenarbeit auf Basis öffentlich-rechtlicher Verträge vor.77 So ba-
sieren bspw. Städtepartnerschaften ebenfalls auf derartigen Verträgen. 
Neben den Kooperationsmöglichkeiten auf öffentlich-rechtlicher Basis nennt § 2 SächsKomZG 
die Möglichkeit der interkommunalen Zusammenarbeit „in hierfür geeigneten Rechtsformen 
des Privatrechts“. Privatrechtliche Organisationsformen kommen bei solchen kommunalen 
Aufgaben in Betracht, bei denen die Kommunen wirtschaftlich tätig werden und die keinen 
originär hoheitlichen Charakter haben.78 Formelle Privatisierungen sind bei Aufgaben aus 
dem Bereich der Eingriffsverwaltung (Ordnungsamt, Bau- und Gewerbeaufsicht etc.) unzu-
lässig, da hier die Notwendigkeit einer gesetzlichen Ermächtigung (Art. 20 Abs. 3 GG) be-
steht.79 
Die Vielzahl an Organisationsformen, die das Privatrecht den Kommunen in der Theorie be-
reithält, wird in der Praxis durch verschiedene öffentlich-rechtliche Bestimmungen einge-
schränkt. So formuliert die sächsische Gemeindeordnung in § 96 Vorgaben zur Einbeziehung 
von Unternehmen in Privatrechtsform in die kommunale Aufgabenerfüllung und beschränkt 
in diesem Fall u. a. die Haftung einer Kommune „auf einen ihrer Leistungsfähigkeit ange-
messenen Betrag“.80 Da sowohl eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als auch die 
Offene Handelsgesellschaft (OHG) eine unbeschränkte Haftung vorsehen, sind Beteiligungen 
dieser Gesellschaftsformen an der kommunalen Aufgabenerfüllung unzulässig.81 Das Gleiche 
gilt für die Beteiligung als Komplementär an einer Kommanditgesellschaft (KG). Die Landes-
direktion Sachsen verweist im Hinblick auf mögliche privatrechtliche Organisationsformen 
interkommunaler Zusammenarbeit auf das Zivilrecht und nennt u. a. die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (GmbH) und den privatrechtlichen Vertrag.82  
                                            
75  § 3 Abs. 3 SächsKomZG. 
76  Vgl. § 36 Abs.1 SächsKomZG. 
77  Vgl. §§ 54 ff. VwVfG, § 1 SächsVwVfG. 
78  Vgl. DStGB (2005), S. 6; Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 53. 
79  Vgl. DStGB (2005), S. 7. 
80  § 96 Abs. 1 Satz 3 SächsGemO. 
81  Vgl. DStGB (2005), S. 7. 
82  Vgl. Landesdirektion Sachsen (2018).  
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• Bei der GmbH handelt es sich um eine juristische Person des Privatrechts mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, welche gegenüber der Kommune rechtlich und organisatorisch 
selbständig ist.83 Im Falle einer Kooperation bedarf es zum einen der Ratsbeschlüsse 
der jeweiligen Mitgliedsgemeinden sowie zum anderen eines Satzungsbeschlusses der 
Mitglieder, wie auch die Sächsische Gemeindeordnung vorschreibt.84 Letzterer muss 
zwingend eine präzise Beschreibung des öffentlichen Zwecks der Zusammenarbeit 
enthalten. Mit ihrer Gründung wird die GmbH ins Handelsregister eingetragen, wobei 
ein Mindestkapital von 25.000 Euro vorgegeben ist. Auch im Rahmen einer interkom-
munalen Kooperation ist zwingend eine Gesellschafterversammlung einzusetzen. In-
nerhalb dieser Versammlung sind die jeweiligen Gemeinden gemäß § 96 Abs. 1 S. 2 
SächsGemO dazu verpflichtet, einen angemessenen Einfluss auf die Tätigkeit der Ge-
sellschaft auszuüben. 
• Im Rahmen einer privatrechtlichen Vereinbarung beschließen die beteiligten Kom-
munen, dass eine Körperschaft die Aufgaben der anderen mit übernimmt.85 Es han-
delt sich also um reine Durchführungsvereinbarungen, ohne dass eine neue Rechts-
persönlichkeit geschaffen wird oder Zuständigkeiten vollständig übertragen wer-
den.86 Vielmehr entspricht ein derartiges Arrangement einer mandatierenden öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung, welche allerdings privatrechtlich umgesetzt wird. 
Über diese beiden häufigsten Formen privatrechtlicher Zusammenarbeit hinaus existieren 
zudem zahlreiche Kooperationsverhältnisse in Form von rechtsfähigen Vereinen, Genossen-
schaften, Stiftungen bürgerlichen Rechts sowie Aktiengesellschaften. Letztere erweisen sich 
in der Praxis allerdings vor allem aufgrund der kommunalrechtlichen Pflicht zur Steuerung 
und Kontrolle in vielen Fällen als problematisch:87 Da das Aktiengesetz als Bundesgesetz 
gegenüber den Gemeindeordnungen formal vorrangig ist und den Vorstands- und Aufsichts-
ratsmitgliedern der AG weitreichende Eigenverantwortlichkeit einräumt, kann ein Letztent-
scheidungsrecht der Kommunen nur durch einen Beherrschungsvertrag garantiert werden. 
Dieser setzt jedoch eine Verpflichtung zur Verlustübernahme gemäß § 302 Aktiengesetz vo-
raus, welche wiederum in vielen Fällen mit den kommunalen Haftungsbeschränkungen kolli-
diert. 
                                            
83  Vgl. DStGB (2005), S.7. 
84  § 96 Abs. 1 Satz 3 SächsGemO. 
85  Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 55. 
86  Vgl. DStGB (2005), S. 7. 
87  Ebenda. 
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4 Zwischenfazit 
Die Potentiale interkommunaler Kooperationen sind offensichtlich. Durch die Erzielung von 
Synergie- und Skaleneffekten lassen sich Kosten einsparen, bestehende Leistungen erhalten, 
erweitern oder verbessern und damit die eigene Standortattraktivität erhöhen. Vielfach fällt 
die Entscheidung zur Kooperation dabei aus einer Drucksituation heraus. Sinkende Auslas-
tungsgrade kommunaler Infrastruktureinrichtungen infolge rückläufiger Bevölkerungszahlen 
und folglich steigende Ausgaben pro Einwohner seien hier exemplarisch für eine solche 
Drucksituation genannt, der sich auch Kommunen in Sachsen vielfach gegenübersehen.  
Unabhängig von der jeweiligen konkreten Ausgangssituation wird eine Kommune aber nur 
zur Zusammenarbeit mit anderen Kommunen bereit sein, wenn der zu erwartende Nutzen 
die zu erwartenden Kosten übersteigt. Die Multidimensionalität beider Größen erschwert 
dabei die Abwägung, zumal sich messbare Erfolge interkommunaler Kooperationen nicht sel-
ten erst in der mittleren oder gar langen Frist einstellen und auch nicht oder nur bedingt 
messbare Faktoren in die Entscheidung einfließen müssen. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
entscheidet letztlich auch darüber, welche Teilbereiche der Aufgabenerfüllung in den Ko-
operationsprozess eingehen. Für den Erfolg einer Zusammenarbeit ist ferner von großer Be-
deutung, dass die Ziele der beteiligten Partner eine gewisse Kongruenz aufweisen und die 
Kooperation auf einer vertrauensvollen Basis steht. Um letzteres zu erreichen, kann es ziel-
führend sein, Kooperationen zunächst auf informeller Basis „im Kleinen“ aufzusetzen und 
schrittweise auszubauen. Der Gesetzgeber gibt den Kommunen dabei die Möglichkeit, aus 
einem breiten Spektrum an formellen und informellen Organisationsformen zu wählen, ohne 
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5 Empirische Erhebung im Freistaat Sachsen 
5.1 Studiendesign 
Im Betrachtungszeitraum Oktober bis November 2018 hat das Kompetenzzentrum für kom-
munale Infrastruktur Sachsen eine landesweite Kommunalbefragung zum Stand interkommu-
naler Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen durchgeführt. Diese wurde sowohl durch den 
SÄCHSISCHEN STÄDTE- UND GEMEINDETAG als auch durch den SÄCHSISCHEN LANDKREISTAG unterstützt. 
Neben einer umfangreichen Auswertung vorhandener Literatur zur interkommunalen Zusam-
menarbeit erfolgte die Konzipierung des Fragebogens zudem auf Basis der Ergebnisse eines 
Workshops zum Thema „Chancen und Hürden interkommunaler Zusammenarbeit im Freistaat 
Sachsen“, den das KOMKIS bereits im Dezember 2017 zu diesem Thema durchgeführt hatte.88  
Der Fragebogen wurde an die Bürgermeister der 423 Städte und Gemeinden sowie an die 
Landratsämter der zehn sächsischen Landkreise verschickt (Grundgesamtheit). Dabei war es 
möglich, die Umfrage entweder in Papierform oder über das Umfrageportal der Universität 
Leipzig auszufüllen. Für Letzteres erhielt jede Kommune einen individuellen Zugangsschlüs-
sel. 
Die Befragung unterteilt sich in insgesamt acht Abschnitte (siehe Anhang): 
• Teil A dient der Erhebung allgemeiner Angaben. Diese umfassen den Raumtyp sowie 
die Einwohnerzahl der jeweiligen Kommune. Auf Basis dieser Angaben werden im 
Rahmen der Analyse unterschiedliche Größenklassen für die kreisangehörigen Ge-
meinden abgeleitet. 
• In Teil B werden die Bereiche interkommunaler Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen 
beleuchtet. Auf diesem Weg erfolgt eine Bestandsaufnahme über die Aufgabenberei-
che, in denen die sächsischen Kommunen bereits Kooperationen betreiben, sowie die 
diesen Kooperationen zugrunde liegenden Organisationsformen. 
• In Teil C wurden die Kommunalvertreter danach gefragt, in welchen Bereichen sie 
sich zukünftig eine intensivere Kooperation mit anderen Kommunen wünschen. 
• Teil D befasst sich mit den Treibern interkommunaler Zusammenarbeit in Sachsen. 
Er dient der Ermittlung von Faktoren und Entwicklungen in den einzelnen Kommunen 
und im Freistaat, die die Entstehung interkommunaler Kooperationsprojekte begüns-
tigen bzw. notwendig werden lassen. 
                                            
88  Eine Kurzzusammenfassung der Veranstaltung ist unter https://www.wifa.uni-leipzig.de/index.php?id=9445 
abrufbar. 
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• In Teil E wird nach den Hauptmotiven für die Zusammenarbeit mit anderen Kommu-
nen gefragt. So sollen Aussagen darüber getroffen werden, was sich die sächsischen 
Kommunalvertreter von interkommunalen Kooperationen erhoffen und welche Ziele 
eher nebensächlich sind. 
• Teil F behandelt jene Faktoren und Entwicklungen im Freistaat, die das Zustande-
kommen und den Erhalt interkommunaler Kooperationsprojekte erschweren. Dabei 
werden sowohl institutionelle als auch polit- und sozioökonomische Faktoren in die 
Betrachtung einbezogen. 
• In Teil G wurden die Kommunalvertreter gebeten, verschiedene Maßnahmen danach 
zu beurteilen, inwiefern diese das Zustandekommen und den Erhalt interkommunaler 
Kooperationen erleichtern können. 
• Teil H bietet den Befragten die Möglichkeit, solche Punkte zu nennen, die in den 
vorangegangenen Teilen nicht behandelt wurden, oder einzelne Sachverhalte noch 
einmal gesondert hervorzuheben. 
Insgesamt sind 119 Fragebögen eingegangen, von denen 52 (44 Prozent) in Papierform und 
67 (56 Prozent) online beantwortet wurden. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 27,5 
Prozent. Bei der Auswertung der einzelnen Teilbereiche der Befragung werden grundsätzlich 
alle Kommunen mit einbezogen, die den jeweiligen Bereich zu mindestens 75 Prozent be-
antwortet haben und deren Raumtyp89 und Einwohnerzahl (Teil A) angegeben wurden. Eine 
ausschließliche Berücksichtigung vollständig ausgefüllter Fragebögen stünde dem Ziel der 
Studie, einen möglichst umfassenden Überblick über das Thema interkommunaler Zusam-
menarbeit in Sachsen zu bekommen, entgegen und würde die Bemühungen einiger Kommu-
nalvertreter, die die Fragebögen zum Großteil, aber nicht in Gänze ausgefüllt haben, unbe-
rücksichtigt lassen. Aus diesem Grund variiert zwar die Stichprobengröße zwischen den ein-
zelnen Bereichen, allerdings sind die einzelnen Bereiche inhaltlich weitestgehend unabhän-
gig voneinander, sodass dieses Vorgehen vertretbar ist. Abbildung 3 zeigt die daraus resul-
tierenden Stichprobengrößen nach Themenbereichen.90  
                                            
89  Zu unterscheiden ist zwischen kreisangehörigen Gemeinden, kreisfreien Städten und Landkreisen. 
90  In den Teilen C bis G liegt die Zahl der Beobachtungseinheiten bei einzelnen Fragen unterhalb der in Abbildung 
3 dargestellten Werte, da hier auch Fragebögen verwendet wurden, die nur zwischen 75 % und 100 % der 
Fragen im jeweiligen Bereich beantwortet haben. Die Zahl dieser Fragebögen liegt aber im einstelligen Be-
reich und hat daher keinen entscheidenden Einfluss auf die Ergebnisse.  
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
20 
Abbildung 3:  Stichprobengrößen nach Themenbereichen der Befragung, differenziert nach 
Raumtypen und Größenklassen auf Ebene der kreisangehörigen Gemeinden 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Abbildung 4 zeigt die Einwohnerstruktur der kreisangehörigen Städte und Gemeinden in den 
einzelnen Stichproben im Vergleich zur Grundgesamtheit im Freistaat Sachsen. Zwar ist die 
Gruppe der Kommunen mit mehr als 20.000 Einwohnern in allen Stichproben überrepräsen-
tiert, allerdings ist dies vor dem thematischen Hintergrund der Befragung und angesichts der 
vergleichsweise geringen Größe dieser Gruppe in der Grundgesamtheit vertretbar. Auf der 
anderen Seite ist die Gruppe der Kommunen mit weniger als 5.000 Einwohnern leicht unter-
repräsentiert. Jedoch stellt sie – wie auch in der Grundgesamtheit – in allen Stichproben die 
deutliche Mehrheit der betrachteten Kommunen dar, sodass das Verhältnis der einzelnen 
Größenklassen in den Stichproben das „tatsächliche“ Verhältnis hinreichend gut widerspie-
gelt. 
Für die Aussagekraft der Befragungsergebnisse müssen die einzelnen Einwohnergrößenklas-
sen in den jeweiligen Stichproben in ausreichendem Maße Berücksichtigung finden. Mit Blick 
auf Abbildung 5 zeigt sich, dass jede Größenklasse in den vorliegenden Stichproben mit ei-
nem Anteil von mehr als 16 Prozent und damit in ausreichendem Maße vertreten ist. Aus der 
Stichprobe können folglich repräsentative und allgemeingültige Aussagen für die gesamte 
sächsische Kommunalebene abgeleitet werden.91 
                                            
91  Der Stichprobenfehler ist die zentrale Messgröße zur Bewertung der statistischen Abweichung einer Stich-
probe von der Grundgesamtheit. Ein geringer Stichprobenfehler verdeutlicht eine große Übereinstimmung 
zwischen der erhobenen Stichprobe und der Grundgesamtheit. Dieser liegt bei Zugrundlegung eines Vertrau-
ensintervalls von 95 % je nach Stichprobe zwischen 8,2 und 9,3 %. Dies wird für die Beantwortung der Fragen 
des Fragebogens, die sich häufig auf Meinungsäußerungen beziehen, als hinreichend erachtet. 
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
21 
Abbildung 4:  Einwohnerstruktur der kreisangehörigen Städte und Gemeinden in den 
einzelnen Stichproben im Vergleich zur Grundgesamtheit der sächsischen 
Kommunen 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Abbildung 5:  Spannweite der Anteile der befragten Kommunen an der Gesamtzahl der 
sächsischen Kommunen in den jeweiligen Einwohnerklassen und Gebietskör-
perschaftsgruppen über alle Stichproben 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
5.2 Aufgabenbereiche interkommunaler Zusammenarbeit 
Im zweiten Abschnitt des Fragebogens erfolgte eine Bestandsaufnahme über die derzeit in 
Sachsen bestehenden Kooperationen. Neben den Aufgabenbereichen, in denen diese etab-
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liert wurden, lag der zweite Fokus auf den jeweiligen Organisationsformen der Zusammen-
arbeit, welche in Kapitel 3 bereits vorgestellt wurden. Als explizite Antwortmöglichkeiten 
wurden lediglich der Verwaltungsverband und die Verwaltungsgemeinschaft ausgeschlossen, 
da diese zukünftig nicht mehr neu gegründet werden können und gerade bei der Verwal-
tungsgemeinschaft die Unterscheidung zwischen erfüllender und nicht erfüllender Gemeinde 
die Komplexität der Fragestellungen zu sehr gesteigert hätte.92 In allen 119 eingesandten 
Fragebögen wurde dieser Fragenkomplex ausgefüllt. Für die Auswertung dieses Teilbereichs 
wurden neun dieser Fragebögen nicht berücksichtigt, da hier keine Angabe zu Einwohnerzahl 
und/oder Raumtyp gegeben wurden und somit keine Zuordnung zu einer Einwohnerklasse 
bzw. Gebietskörperschaftsgruppe möglich ist.  
Abbildung 6:  Anzahl an Kooperationen sächsischer Kommunen nach Aufgabenbereichen 
und Organisationsformen über alle Kommunaltypen 
Quelle: Eigene Darstellung (n = 110). 
Abbildung 6 zeigt die Ergebnisse auf Basis der verbleibenden 110 Kommunen. Demnach fin-
den die meisten Kooperationen im Bereich Wasserver- und Abwasserentsorgung statt. Rund 
zwei Drittel der Kommunen nutzen in diesen Bereichen kooperative Formen der Aufgaben-
                                            
92  Es besteht trotzdem die Möglichkeit, dass Kommunen die Antwortoption „Andere“ angekreuzt haben, um die 
Mitgliedschaft in einem Verwaltungsverband bzw. einer Verwaltungsgemeinschaft zu kennzeichnen. 
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
23 
erfüllung. Da viele Kommunen für die optimale Betriebsgröße zu klein sind und die Leistungs-
erbringung äußerst kapitalintensiv ist, lassen sich die Stückkosten pro Kommune durch eine 
Zusammenarbeit senken (Economies of scale). Die Organisation im Zweckverband, wie sie 
mehr als 80 Prozent der Kommunen aus der Stichprobe in diesem Bereich etabliert haben, 
ist dabei, wie bereits in Abschnitt 3 gezeigt, typisch für diesen Aufgabenbereich.  
Auch bei den Bereichen Standesamt/Einwohnerwesen sowie Feuerwehr/Rettungsdienst 
handelt es sich um kommunale Pflichtaufgaben. Neben dem Ziel der Fixkostendegression 
geht es hier insbesondere um einen effizienten Einsatz personeller Ressourcen. Häufig über-
nehmen größere Kommunen diese Aufgaben für kleinere. Ihre höheren Aufwendungen wer-
den im Gegenzug durch eine Umlage oder Pauschale kompensiert.93 Hinsichtlich der Organi-
sationsformen dominiert sowohl beim Standesamt/Einwohnerwesen als auch bei der Feuer-
wehr die Zweckvereinbarung, was unter anderem mit dem hohen Anteil kleiner Kommunen 
mit weniger als 5.000 Einwohnern in der Stichprobe zusammenhängt. Die komplexen und 
vielfältigen Aufgaben der Feuerwehr würden manche Kommunen im kreisangehörigen Raum 
möglicherweise überfordern. Die Kooperation über Gemeindegrenzen hinaus ermöglicht da-
gegen Möglichkeiten zu Arbeitsteilung und Spezialisierungen. 
Ähnliche Überlegungen gelten auch für die Tourismusförderung, die verstärkt kooperativ 
wahrgenommen wird und dadurch zunehmend regional ausgerichtet ist. Dadurch ergeben 
sich verschiedene Vorteile: Eine regional ausgerichtete Tourismusförderung kann potentiel-
len Touristen ein deutlich breiteres Betätigungsangebot zur Verfügung stellen, als dies eine 
einzelne Kommune könnte.94 Ebenso ist eine touristische Region eher dazu in der Lage, eine 
umfassende Infrastruktur durch die Nutzung von Größenvorteilen effektiv und damit kosten-
günstig anzubieten. Innerhalb der Stichprobe der sächsischen Kommunen sind die Organisa-
tionsformen im Bereich der Tourismusförderung deutlich breiter gefächert als in den anderen 
bereits beschriebenen Bereichen, wobei eine leichte Dominanz der privatrechtlichen Orga-
nisation zu beobachten ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass oft kleine und mittelständi-
sche Unternehmen (KMU) der Region wie auch Vereine und zivilgesellschaftliche Initiativen 
in die Kooperationen eingebunden werden. Der Vorteil privatrechtlicher Organisationsfor-
men liegt dabei vor allem in einer höheren Flexibilität im Hinblick auf die organisatorischen 
Strukturen und größerer wirtschaftlicher Gestaltungsspielräume.95 
Kooperationen im Bereich Elektronische Datenverarbeitung/IT bestehen ebenfalls bereits 
in größerer Zahl, und werden vor dem Hintergrund der Digitalisierung und der damit verbun-
denen Anforderungen an die Kommunen zukünftig voraussichtlich eine noch größere Rolle 
                                            
93  Vgl. Dahlbeck et al. (2017), S. 17. 
94  Vgl. DStGB (2007), S. 2. 
95  Vgl. Bischoff/Bergholz/Blaeschke (2014), S.10. 
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spielen (siehe dazu auch Abschnitt 5.3). Die Aufgaben der Raumplanung und –entwicklung 
zählen ebenso wie die Wirtschafts- und Regionalförderung zu typischen Bereichen inter-
kommunaler Zusammenarbeit. Hier nehmen informelle Kooperationsformen in Form von Ar-
beitsgemeinschaften ein deutlich größeres Gewicht ein als in den anderen Aufgabenberei-
chen.  
Auf der anderen Seite des Spektrums finden sich die wenigsten Kooperationen im Bereich 
der Sport- und Freizeiteinrichtungen. Eine mögliche Erklärung dafür ist, dass die Aufgaben 
in diesem Bereich vornehmlich freiwilliger Natur sind. Die rechtliche Notwendigkeit, diese 
Leistungen im Zweifel auch durch eine Zusammenarbeit mit anderen Kommunen zu erhalten, 
ist damit nicht gegeben. Auch auf dem Gebiet der Erneuerbaren Energien, bei der Bereit-
stellung und der Bewirtschaftung von Bauhöfen sowie im Rahmen der Beschaffung bestehen 
innerhalb der Stichprobe nur wenige Kooperationen. Knapp 13 Prozent der Kommunen gaben 
zudem an, sich in keiner Kooperation zu befinden.  
5.3 Erwartungen an zukünftige Zusammenarbeit 
Im dritten Themenkomplex konnten die Kommunalvertreter angeben, in welchen Aufgaben-
bereichen sie zukünftig Kooperationen mit anderen Kommunen eingehen bzw. bestehende 
Kooperationen intensivieren möchten. Abbildung 7 zeigt die Ergebnisse der insgesamt 108 
Fragebögen, die in die Auswertung eingingen. Gut ein Viertel der Kommunen sieht keinen 
Bedarf für die Etablierung weiterer oder die Intensivierung bestehender Kooperationsver-
hältnisse. Spiegelbildlich zu Abschnitt B der Befragung wünscht sich dagegen fast ein Drittel 
der Kommunen verstärkte Kooperationen im Bereich der Bauhöfe. Derartige Lagerplätze für 
Maschinen und Material bedürfen eines äußerst hohen Einsatzes von Personal und Sachmit-
teln, was gerade durch kleinere Kommunen im Regelfall nur erschwert zu bewerkstelligen 
ist.96  
Der hohe Kooperationsbedarf im Bereich EDV/IT ist angesichts der steigenden Anforderungen 
der Digitalisierung an die kommunale Verwaltung nicht überraschend. Laut einer Studie des 
KOMKIS ist alleine der kommunale Investitionsbedarf beim Breitbandausbau in Sachsen in-
nerhalb der letzten drei Jahre um etwa 50 Prozent gestiegen und beläuft sich damit auf 
insgesamt ein Zehntel des gesamten kommunalen Investitionsbedarfs.97 Das Ziel, die Breit-
bandverfügbarkeit als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge zu etablieren, sowie steigende 
Anforderungen durch europa- und landesrechtliche Regelungen, wie bspw. im Rahmen des 
sächsischen E-Government-Gesetzes, sind dabei entscheidende Push-Faktoren, die zuneh-
mend den Druck auf die kommunalen Verwaltungen erhöhen. Kooperative Lösungsansätze 
                                            
96 Vgl. Koch (2013), S. 8. 
97 Vgl. Sydow/Hesse (2018), S. 15. 
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können hier nicht nur zu Entlastungen der einzelnen Kommune führen, sondern auch dazu 
beitragen, die angestrebten Ziele schneller und effizienter umzusetzen. Gleichzeitig ermög-
lichen E-Dienstleistungen wie auch IT-Vernetzungen völlig neue Formen der übergemeindli-
chen Kooperation, sodass eine Förderung der Breitbandverfügbarkeit und ein Ausbau von IT-
Strukturen sich positiv auf die Kooperationsbereitschaft ausüben können.98 Zudem sind IT-
Leistungen so sehr wie kaum ein anderer kommunaler Aufgabenbereich standortunabhängig 
und daher sowohl zu Zwecken der Skalierung als auch der Spezialisierung bestens geeignet. 
Abbildung 7:  Zukünftig gewünschte Kooperationen sächsischer Kommunen nach Aufgaben-
bereichen über alle Kommunaltypen in Relation zur Stichprobe 
 
Quelle: Eigene Darstellung (n = 108).  
Obwohl die Tourismusförderung im Freistaat bereits in vergleichsweise hohem Maße koope-
rativ wahrgenommen wird (siehe Abschnitt 5.2), besteht seitens der Kommunalvertreter 
auch hier nach wie vor ein hoher Kooperationsbedarf. So sind 40 Prozent der Kommunen, die 
sich für eine verstärkte Zusammenarbeit in der Tourismusförderung ausgesprochen haben, 
bereits kooperativ in diesem Bereich tätig, was den hohen Stellenwert des Tourismus für die 
                                            
98 Vgl. Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 68f. 
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sächsischen Kommunen verdeutlicht. Auf ähnlich hohem Niveau bewegt sich der Kooperati-
onsbedarf bei der Gewässerunterhaltung. Gerade in solchen Fällen, bei denen sich Gewäs-
ser über verschiedene Gemeinden erstrecken, sind Kooperationen zwischen den jeweiligen 
Kommunen notwendig. Laut § 32 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) sind die Ge-
meinden für die Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung zuständig.99 Nach den Erfah-
rungen mit dem Juni-Hochwasser von 2013 wurde das Gesetz unter anderem dahingehend 
erweitert, dass sich die Kommunen im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung zu sog. Gewässerun-
terhaltungsverbänden zusammenschließen können.  
Auch Kooperationen bei der Wirtschaftsförderung, im Bereich des Ordnungswesens und 
beim Standesamt/Einwohnerwesen werden weiterhin verstärkt angestrebt. Dagegen wird 
auch im Rahmen dieses Fragenkomplexes deutlich, dass der Bereich der Erneuerbaren Ener-
gien für die sächsischen Kommunen bislang eine deutlich unterdurchschnittliche Bedeutung 
einnimmt. Nicht einmal vier Prozent der Kommunalvertreter sehen hier derzeit einen Ko-
operationsbedarf. Die geringe Anzahl potentieller Kooperationen bei der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung sowie bei der Finanzverwaltung ist dagegen voraussichtlich auf be-
reits bestehende (kooperative) Strukturen zurückzuführen.  
5.4 Triebkräfte interkommunaler Zusammenarbeit  
Die Ergebnisse des vierten Themenkomplexes, welcher die zentralen Triebkräfte interkom-
munaler Kooperationen im Freistaat Sachsen zum Gegenstand hatte, sind in Abbildung 8 
dargestellt. Die Anzahl der berücksichtigten Fragebögen liegt hier bei insgesamt 92.100 Von 
diesen Kommunen waren 27 Prozent der Auffassung, dass es in Sachsen bzw. in ihrer Kom-
mune keine Faktoren und Entwicklungen gibt, die eine Notwendigkeit interkommunaler Zu-
sammenarbeit begründen. Die übrigen 73 Prozent waren der Ansicht, dass derartige Treiber 
durchaus existieren, und konnten anschließend ihren Grad der Zustimmung zu verschiedenen 






                                            
99  Vgl. § 32 Abs. 1 Satz 2 SächsWG. 
100  Die absolute Anzahl von Kommunen, die sich zu den Faktoren im unteren Teil der Abbildung geäußert haben, 
schwankt zwischen den einzelnen Faktoren. Dieser Umstand ist darauf zurückzuführen, dass auch solche Kom-
munen berücksichtigt wurden, die sich nur zu bis zu 75 Prozent der genannten Faktoren geäußert hatten. Im 
Minimum haben sich nur 62 der 67 Kommunen geäußert. 
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Abbildung 8: Ergebnisse der Befragung nach Treibern interkommunaler Zusammenarbeit 
im Freistaat Sachsen über alle Kommunaltypen 
 
Quelle: Eigene Darstellung (oben: n = 92; unten: 62 ≤ n ≤ 67). 
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Abbildung 9:  Entwicklung der Bevölkerungszahl sächsischer Kommunen nach Kommunalty-
pen zwischen 2000 und 2019 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen. 
Abbildung 10: Vergleich der Altersstruktur der sächsischen Gemeinden nach Kommunalty-
pen zwischen 2000 und 2017 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen. 
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94 Prozent dieser Kommunen sind der Ansicht, dass ein zuletzt gestiegener Umfang öffent-
licher Aufgaben das Aufkommen interkommunaler Kooperationen begünstigt bzw. notwen-
dig macht. Nur 7,5 Prozent stimmen dieser Aussage eher oder gar nicht zu. Eine ähnlich hohe 
Zustimmung äußerten die Kommunalvertreter hinsichtlich eines bestehenden Personal- und 
Fachkräftemangels, welcher eine Notwendigkeit zur Zusammenarbeit mit anderen Kommu-
nen begründet. Mehr als die Hälfte der Kommunen sieht zudem einen eindeutigen Zusam-
menhang zwischen der angespannten kommunalen Finanzsituation und einer verstärkten 
interkommunalen Zusammenarbeit, weitere 28,8 Prozent stimmen dieser These zumindest 
tendenziell zu. Darüber hinaus stellen verschärfte rechtliche Vorgaben und die demogra-
phischen Entwicklungen erhöhte Anforderungen an die Aufgabenerfüllung in den sächsi-
schen Kommunen. Es gibt folglich eine deutliche Nachfrage nach den Skalen- und Speziali-
sierungsvorteile, die die interkommunale Zusammenarbeit bietet. 
Bei der Betrachtung dieser Faktoren und Entwicklungen darf nicht vernachlässigt werden, 
dass sie sich teilweise in hohem Maße gegenseitig bedingen und verstärken. Insbesondere die 
Folgen des demographischen Wandels wirken über unterschiedliche Kanäle auf das kommu-
nale Leistungsangebot und werden in der Literatur daher immer wieder als eine zentrale 
Triebfeder interkommunaler Zusammenarbeit genannt.101 Die sächsischen Kommunen sind 
von diesen Entwicklungen in besonderem Maße betroffen, wie Abbildung 9 zeigt. So ist die 
aggregierte Einwohnerzahl im kreisangehörigen Raum seit dem Jahr 2000 bereits um 16 Pro-
zent gesunken. Auf Ebene der kreisangehörigen Städte und Gemeinden konnten insgesamt 
nur 13 Städte und Gemeinden im Betrachtungszeitraum Bevölkerungszuwächse verzeichnen. 
Diese liegen fast ausschließlich im Umland der beiden kreisfreien Städte Dresden oder 
Leipzig, welche weit überdurchschnittliche Wachstumsraten aufweisen. Gerade Städte und 
Gemeinden abseits dieser Ballungsräume kämpfen dagegen seit Jahren mit den Folgen von 
Abwanderung und Alterung. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit stehen Kommunen vielerorts 
vor dem Problem, ihr Leistungsangebot in einzelnen Bereichen wegen Unterauslastung in 
Folge rückläufiger Nutzerzahlen einschränken zu müssen. Gleichzeitig wächst der Anteil äl-
terer Menschen an der Gesamtbevölkerung, wie Abbildung 10 für Sachsen verdeutlicht. Ge-
rade im kreisangehörigen Raum ist der Anteil älterer Menschen seit 2000 stark gestiegen, 
während gleichzeitig der Anteil jüngerer Menschen im schulpflichtigen Alter gesunken ist. In 
der Folge muss das kommunale Infrastrukturangebot vielerorts zunehmend „altersgerecht“ 
justiert werden. Wenn nun die finanziellen Mittel für derartige Anpassungsmaßnahmen auf-
grund eines wachsenden Aufgabenkatalogs und stetig steigender Soziallasten fehlen und das 
Angebot öffentlicher Leistungen insgesamt zurückgefahren werden muss, hat dies negative 
                                            
101  Vgl. u. a. Bischoff/Bergholz/Blaeschke (2014), Hollbach-Grömig et al. (2005), Knirsch (2012) und Pawleta 
(2008). 
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Auswirkungen auf die Standortattraktivität, wodurch Wanderungs- und Urbanisierungspro-
zesse weiter verstärkt werden. Laut einer Umfrage des BBSR betrifft dies insbesondere 
junge, qualifizierte Erwachsene, die die ländlichen Gebiete aufgrund eines Mangels an qua-
lifizierten Ausbildungs- und Arbeitsplätzen in Richtung der Ballungszentren verlassen.102 In 
diesem „Teufelskreis“ aus sinkenden Bevölkerungszahlen, wachsendem Durchschnittsalter, 
finanziellen Engpässen und Fachkräftemangel reichen traditionelle Instrumente der Regio-
nalpolitik zumeist nicht mehr aus, um ein flächendeckendes Daseinsvorsorgeangebot auf-
recht erhalten zu können. 
Knapp ein Viertel der Befragten gab an, dass das Unterschreiten der kritischen Be-
triebsgröße in einzelnen Aufgabenbereichen die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit mit an-
deren Kommunen bedingt (Abbildung 8). Hintergrund ist hier, dass gerade kleinere Kommu-
nen in vielen Aufgabenbereichen nicht wettbewerbsfähig wären, wenn sie die jeweilige Auf-
gabe allein umsetzen würden, und deshalb in eine Kooperation eintreten. In diese Kategorie 
fällt bspw. die Wasserversorgung/Abwasserentsorgung (siehe auch Abschnitt 5.2). Steigende 
Anforderungen der Bürger an die Qualität der öffentlichen Daseinsvorsorge werden von 
knapp 23 Prozent der Befragten als eine zentrale Triebfeder interkommunaler Zusammenar-
beit betrachtet, weitere 47 Prozent stimmen dieser Aussage tendenziell zu. Ein Fünftel der 
Befragten sieht in der vom Freistaat sowie von Bund und EU praktizierten Fördermittel-
vergabe einen eindeutigen Auslöser für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Kom-
munen.  
Eine deutlich geringere Zustimmung erhielt die These, dass eine wachsende Bedeutung der 
Region als Wirtschaftsstandort interkommunale Zusammenarbeit forcieren würde. Mehr als 
die Hälfte der Befragten stimmten dieser These zumindest tendenziell nicht zu. Auch in 
einem generell gestiegenen Standortwettbewerb sehen nur knapp zehn Prozent der Teil-
nehmer einen eindeutigen Kooperationsgrund, auch wenn hier die tendenzielle Zustimmung 
mit 43,4 Prozent vergleichsweise hoch ist. Ein unzureichendes Angebot an Flächen stellt 
in Sachsen offensichtlich ebenfalls keinen ausschlaggebenden Grund für zwischengemeindli-
che Kooperationen dar. Konkrete Investitionsprojekte stellen nur für fünf Prozent der Be-
fragten einen Anlass für Kooperationen dar.    
5.5 Chancen interkommunaler Zusammenarbeit 
Abschnitt E der Befragung hatte die Chancen und Potentiale interkommunaler Zusammenar-
beit zum Thema. Die Ergebnisse sind in Abbildung 11 dargestellt. Lediglich 16 Prozent der 
insgesamt 90 Befragten, deren Antworten in die Auswertung dieses Themenkomplexes ein-
gingen, waren demnach der Auffassung, dass sich ihnen keinerlei Vorteile bzw. Potentiale 
                                            
102  Vgl. BBSR-Berichte KOMPAKT 5/2011. 
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durch die Zusammenarbeit mit anderen Kommunen böten. Dagegen sehen 84 Prozent der 
Befragten durchaus die Möglichkeit, dass sich die Situation ihrer Kommune durch Kooperati-
onen verbessern kann. 
Abbildung 11: Ergebnisse der Befragung nach Chancen und Potentialen interkommunaler 
Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen über alle Kommunaltypen 
 
Quelle: Eigene Darstellung (oben: n = 90; unten: 72 ≤ n ≤ 76). 
Das Hauptmotiv für die gemeinsame Aufgabenerfüllung liegt in der vorliegenden Stichprobe 
in der Sicherstellung, bestimmte Leistungen auch zukünftig anbieten zu können. Dieser 
Aussage stimmten praktisch alle Befragten (96 Prozent) mindestens zum Teil zu. Das Ergebnis 
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deckt sich mit den Resultaten anderer Studien. So hat u. a. das DEUTSCHE INSTITUT FÜR URBANI-
STIK (DIFU) im Rahmen einer Umfrage ermittelt, dass die Einsicht, eine Aufgabe nicht einzel-
gemeindlich erfüllen zu können, eine der häufigsten Ursachen für eine kooperative Aufga-
benwahrnehmung ist.103 Aufgrund des hohen Anteils von Kleinstädten und Landgemeinden 
innerhalb der Stichprobe ist die hohe Zustimmung zu dieser These nicht überraschend. 
Mit einem Grad der Zustimmung von 92 Prozent spielen darüber hinaus Wirtschaftlichkeits-
überlegungen eine zentrale Rolle für das Eingehen einer Kooperation. Ergänzend zum blo-
ßen Erhalt der Aufgabenhoheit verfolgen Kommunen durch Zusammenarbeit folglich das Ziel, 
die jeweiligen Aufgaben durch koordiniertes Vorgehen effektiver und effizienter umsetzen 
zu können.104 Vor dem Hintergrund umfangreicherer Aufgaben und vielerorts angespannter 
Kommunalhaushalte (siehe Abschnitt 5.4) bieten Kooperationsansätze auf diesem Wege die 
Möglichkeit, finanzielle Kapazitäten zurückzugewinnen und sich damit neue kommunalpoli-
tische Gestaltungsspielräume zu schaffen. Mehr als ein Drittel der Befragten erhofft sich 
zudem, durch Zusammenarbeit mit anderen Kommunen einen verbesserten Fachwissens- 
und Know-How-Transfer etablieren zu können. 
Eine Stärkung der Verhandlungsposition gegenüber dem Freistaat wird von knapp 40 Pro-
zent der Befragten als Chance interkommunaler Zusammenarbeit gesehen. Hintergrund ist, 
wie bereits unter Abschnitt 2.2 erläutert, dass sich Kommunalinteressen im Rahmen von 
Verhandlungen mit dem Land einfacher um- und durchsetzen lassen, wenn Kommunen ein-
heitlich und geschlossen auftreten.105 Kooperatives Denken sehen 34 Prozent der Befragten 
als weiteres eindeutiges Potential bzw. weitere 38 Prozent sehen es zumindest tendenziell 
als Potential interkommunaler Zusammenarbeit. Das „regionale Bewusstsein“ als Ausdruck 
eines Zusammenhalts, der über die Grenze der einzelnen Gemeinde hinausgeht, wird von 68 
Prozent der Kommunalvertreter als Chance gemeindeübergreifender Zusammenarbeit be-
trachtet. 
Nur jeder fünfte Kommunalvertreter in der Stichprobe sieht eine qualitative Verbesserung 
der öffentlichen Leistungserbringung als eindeutiges Motiv für interkommunale Kooperati-
onen, insgesamt stimmen aber mehr als 60 Prozent dieser Aussage zumindest tendenziell zu. 
Auch eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ist für die Befragten von eher unterge-
ordneter Bedeutung. Dies deckt sich mit den Ergebnissen aus Abschnitt 5.4, in dem bereits 
die vergleichsweise geringe Bedeutung des Standortwettbewerbs für die sächsischen Kom-
munen im Rahmen der Daseinsvorsorge deutlich wurde.  
                                            
103  Vgl. Hollbach-Grömig et al. (2005), S. 27. 
104 Vgl. Pawleta (2008), S. 228. 
105 Vgl. Lummerstorfer (2006), S. 74. 
Interkommunale Zusammenarbeit im Freistaat Sachsen – Eine Bestandsaufnahme 
33 
5.6 Hürden interkommunaler Zusammenarbeit  
Gegenstand des sechsten Teils der Befragung waren Faktoren, die die Entstehung und den 
Erhalt interkommunaler Kooperationen in Sachsen erschweren. Dabei ist immerhin knapp ein 
Drittel der Befragten der Ansicht, dass derartige Hindernisse in Sachsen nicht existieren, gut 
zwei Drittel sehen an verschiedenen Stellen Schwierigkeiten (Abbildung 12). 
Abbildung 12: Ergebnisse der Befragung nach Hindernissen interkommunaler Zusammenar-
beit im Freistaat Sachsen über alle Kommunaltypen 
 
Quelle: Eigene Darstellung (oben: n = 91; unten: 59 ≤ n ≤ 62). 
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44 Prozent der befragten Kommunen sehen in lokalen Egoismen ein eindeutiges Hindernis 
interkommunaler Zusammenarbeit in Sachsen. Weitere 34 Prozent stimmen dieser Aussage 
zumindest in der Tendenz zu. In der Praxis ist diesen Faktoren meist nur schwer zu begegnen, 
wobei ein regelmäßiger Austausch zwischen den kommunalen Entscheidungsträgern ein ers-
ter Schritt sein kann. Inwieweit in solchen Fällen eine externe Einflussnahme bspw. durch 
Landesbehörden förderlich ist, ist umstritten. Die Entscheidung über das Eingehen einer Ko-
operation liegt alleine bei den Kommunen, was einen Zwang zur Zusammenarbeit durch an-
dere Ebenen grundsätzlich ausschließt.106 Eine eher restriktive Einflussnahme bspw. auf Basis 
von Überzeugungsarbeit und spezifischen Förderanreizen kann dagegen durchaus dazu bei-
tragen, die Bereitschaft zur Zusammenarbeit zu steigern.107 Wird die Einflussnahme dagegen 
als ein zu starker Eingriff in die Selbstverwaltungsrecht der Kommunen angesehen, führt dies 
in der Regel eher zu Widerständen und Ablehnung. 
Gut ein Drittel der Kommunen führt geringe kommunale Finanzmittel als eindeutige Hürde 
interkommunaler Zusammenarbeit an. Dieses Ergebnis spiegelte sich auch bereits im Rahmen 
des bereits erwähnten KOMKIS-Workshops wider. So würden aus Sicht der Kommunen finan-
zielle Eigenmittel vielerorts nicht ausreichen, um interkommunale Kooperationsprojekte an-
zustoßen und umzusetzen. Es existieren zwar Förderprogramme, die, wie bspw. die Richtli-
nie zur Förderung der Regionalentwicklung (FR-Regio)108, konkret auf die Förderung koope-
rativer Arrangements abzielen. Allerdings setzen derartige Förderrichtlinien in den meisten 
Fällen kommunale Eigenanteile an der Projektfinanzierung voraus, was für viele Kommunen 
ebenfalls nur zu Lasten anderer Aufgabenbereiche zu finanzieren sei. Damit setzen sich vor 
allem solche Kooperationen durch, die keine nennenswerten Anfangskosten verursachen und 
unmittelbare Erfolge im Sinne von Kosteneinsparungen erbringen. Projekte mit hohen An-
fangsinvestitionen, die erst mittelfristig wirtschaftlich sind, kommen ob des Mangels an Ei-
genemitteln vielfach nicht zustande. Im Rahmen der Umfrage sieht eine von drei Kommunen 
in der Förderpolitik des Freistaats ein weiteres eindeutiges Hindernis für interkommunale 
Zusammenarbeit.109 
                                            
106  Vgl. Kahnert/Rudowsky (1999), S. 9 
107  Vgl. Hollbach-Grömig (2005), S. 48. 
108  Richtlinie des SMI zur Förderung der Regionalentwicklung (FR-Regio) vom 25. April 2013. 
109  Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit der Fördermittelvergabe im Freistaat Sachsen siehe auch Sydow 
(2018). 
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Abbildung 13: Einschätzung der Finanzlage der sächsischen Kommunen (oben), der Förder-
politik des Freistaates Sachsen (Mitte) und der Personallage (unten) durch 
die kreisangehörigen Gemeinden nach Größenklassen 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Beide Faktoren – sowohl fehlende finanzielle Handlungsspielräume als auch die Fördermit-
telpolitik des Freistaates - scheinen besonders für Kommunen mit weniger als 5.000 Einwoh-
nern sowie für solche mit einer Einwohnerzahl zwischen 10.000 und 20.000 Einwohnern prob-
lematisch zu sein (Abbildung 13). Dieser Umstand ist vor allem deswegen problematisch, da 
interkommunale Zusammenarbeit für diese Kommunalgruppe erfahrungsgemäß besonders 
ertragreich ist. Werden die allgemeinen Deckungsmittel110 je Einwohner als Indikator für die 
                                            
110 Diese umfassen Steuereinnahmen, allgemeine Schlüsselzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzaus-
gleichs sowie sonstige allgemeine Zuweisungen durch das Land und dienen der Finanzierung von Ausgaben, 
denen keine aufgabenbereichsspezifischen Einnahmen wie Entgelte oder Gebühren gegenüberstehen. 
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Entwicklung der Finanzlage der sächsischen Kommunen herangezogen (Abbildung 14), zeigt 
sich, dass diese seit Beginn des Jahrtausends in allen Größenklassen angestiegen sind. Die 
Zuwachsraten liegen zwischen 62,8 Prozent und 75,7 Prozent, wobei der Zuwachs in jenen 
Kommunen mit weniger als 5.000 Einwohnern und solchen mit einer Einwohnerzahlzwischen 
10.000 und 20.0000 am niedrigsten war (64,4 und 62,8 Prozent). Zudem ist die Kluft zwischen 
der kleinsten und der größten Einwohnerklasse im selben Zeitraum relativ gewachsen. Betrug 
die Ausstattung mit allgemeinen Deckungsmitteln im Jahr 2001 in den Kommunen mit weni-
ger als 5.000 Einwohnern noch 74 Prozent der Ausstattung in den Kommunen mit mehr als 
20.000 Einwohnern, so ist dieser Anteil bis 2016 auf 69 Prozent gesunken. In der Klasse der 
Kommunen mit einer Einwohnerzahl zwischen 10.000 und 20.000 sank der Anteil von 93,6 
auf 86,7 Prozent. Neben einer generell höheren Steuerkraft in den größeren kreisangehöri-
gen Städten ist dies auch auf die Einwohnerveredelung im Rahmen des kommunalen Finanz-
ausgleichs zurückzuführen, die bei größeren Kommunen überproportional zu höheren Schlüs-
selzuweisungen führt.111 Mit Blick auf die Ergebnisse aus Abschnitt 5.4 ist der Entwicklung 
der allgemeinen Deckungsmittel aber die Entwicklung des kommunalen Aufgabenkatalogs im 
selben Zeitraum gegenüberzustellen, um Aussagen über die tatsächliche Veränderung der 
finanziellen Belastung der Kommunen treffen zu können. 
Abbildung 14: Entwicklung der allgemeinen Deckungsmittel je Einwohner in den kreisange-
hörigen Gemeinden nach Größenklassen 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen. 
                                            
111 Vgl. Lenk/Hesse/Kratzmann (2017), S. 64. 
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Rechtliche Vorgaben werden von knapp 30 Prozent der Befragten als klares Hemmnis be-
trachtet, weitere 50 Prozent stimmen dem zumindest in der Tendenz zu. Ein Kommunalver-
treter verweist in diesem Zusammenhang in Abschnitt H der Befragung („Weitere Mitteilun-
gen“) auf die gestiegene Komplexität der rechtlichen Vorgaben, die gerade einzelne kleine 
Gemeinden aufgrund einer fehlenden Personalausstattung überfordern. Dieser Personal- 
und Fachkräftemangel wird von zwei Dritteln der Befragten mindestens in der Tendenz als 
Hürde interkommunaler Zusammenarbeit betrachtet. Bei genauerer Betrachtung bestätigt 
sich, dass auch dies vor allem ein Problem der kleineren Kommunen ist und die Personal-
problematik mit wachsender Gemeindegröße an Gewicht verliert (Abbildung 13): Während 
37,5 Prozent der Kommunen mit weniger als 5.000 Einwohnern der These, Personalengpässe 
behinderten die Zusammenarbeit mit Kommunen, voll zustimmten, liegt dieser Anteil in der 
zweitgrößten Einwohnerklasse nur noch bei knapp 17 Prozent. Unter den Kommunen mit 
mehr als 20.000 Einwohnern wird der These höchstens tendenziell zugestimmt. Auffällig ist 
zudem, dass die Hälfte der Kommunen, die Personalengpässe als eine zentrale Triebfeder 
interkommunaler Zusammenarbeit betrachten (Abschnitt 5.4), diese auch als eindeutiges 
Hindernis bei der Entstehung von Kooperationen sehen. Die Notwendigkeit externer Hilfe-
stellungen ist gerade bei diesen Kommunen folglich besonders hoch. 
Gut einer von fünf Kommunalvertretern sieht in fehlender Leistungsbereitschaft beteilig-
ter Kommunen einen eindeutigen Störfaktor in der Entstehung von Kooperationen, ähnlich 
sieht es bei zu befürchtenden Widerständen seitens der Bürger oder der Gemeindever-
waltung gegen mögliche Kooperationsprojekte aus. Auch die Gefahr eines Verlusts an Bür-
gernähe wird von knapp 20 Prozent der Befragten als hoch eingeschätzt. Dieser Punkt wurde 
von drei Kommunalvertretern zusätzlich in Abschnitt H der Befragung („Weitere Mitteilun-
gen“) aufgegriffen. Sie heben in diesem Rahmen noch einmal hervor, wie wichtig die lokale 
Identität der einzelnen Gemeinden und die Identifikation der Bürger mit „ihrer“ Gemeinde 
sind. Diese dürfen weder durch zwischengemeindliche Zusammenarbeit noch durch Gebiets-
reformen in Gefahr geraten. 
Unzureichende Beratungsangebote zur interkommunalen Zusammenarbeit sieht nur gut 
jeder neunte Kommunalvertreter als Hindernis. Mehr als die Hälfte der Befragten stimmt 
dieser These eher oder gar nicht zu. Auch die Festlegung des Lasten- bzw. des Vorteils-
/Nachteilsausgleichs, der ein angemessenes Verhältnis zwischen Aufwand und Nutzen der 
Kooperation zwischen den beteiligten Kommunen sicherstellen soll, stellt nur für 11,5 Pro-
zent der Befragten ein echtes Hemmnis bei Kooperationen dar, weitere 50,8 Prozent sehen 
aber zumindest tendenziell ein Problem darin. Auch hier scheint die Problematik mit wach-
sender Gemeindegröße an Relevanz zu verlieren. So sieht unter den Kommunen mit weniger 
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als 5.000 Einwohnern immerhin knapp jeder fünfte Befragte im Vorteils-/Nachteilsausgleich 
ein eindeutiges Hindernis bei der Entstehung von Kooperationen. 
Die Gefahr eines konkreten Verlusts an Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten teilen 
nur 8,3 Prozent der befragten Kommunalvertreter, mehr als die Hälfte der Befragten stimmt 
dieser These eher oder gar nicht zu. Mit Blick auf die Motive für interkommunale Zusammen-
arbeit im Freistaat Sachsen (Abschnitt 5.5) lässt sich als mögliche Erklärung dafür anführen, 
dass das Hauptziel interkommunaler Kooperationen in Sachsen, nämlich die Sicherstellung 
eines flächendeckenden, umfassenden Infrastrukturangebots, gegenüber dem Erhalt um-
fangreicher Kompetenzen überwiegt. Ähnliche Überlegungen lassen sich für weitere mög-
licherweise unangenehme Konsequenzen interkommunaler Zusammenarbeit anstellen. 
Derartige Folgen sehen nur 3,2 Prozent der Befragten als tatsächliche Risiken, mehr als 60 
Prozent verneinen diese These.  
5.7 Empfehlungen zur Förderung interkommunaler Zusammenarbeit 
Der letzte Themenblock der Befragung befasste sich mit Maßnahmen, die das Zustandekom-
men und den Erhalt von Kooperationsprojekten zwischen Kommunen erleichtern können. 
Rund 72 Prozent der Kommunalvertreter waren der Ansicht, dass derartige Instrumente exis-
tieren, lediglich 28 Prozent waren anderer Meinung (Abbildung 15). Die Hälfte der Befragten 
wünscht sich eine Förderung interkommunaler Kooperationsprojekte über den kommu-
nalen Finanzausgleich, ein weiteres Drittel der Kommunalvertreter stimmt diesem zumin-
dest tendenziell zu. Eine derartige Förderung ist bislang in den Finanzausgleichen nur weni-
ger Länder zu finden. So werden in Thüringen Mittel aus der Finanzausgleichsmasse für den 
Landesausgleichsstock verwendet, aus dem unter anderem neue Projekte kommunaler Zu-
sammenarbeit gefördert werden.112 Ähnlich verhält es sich in Nordrhein-Westfalen, wo Teile 
der Zuweisungen zur Überwindung außergewöhnlicher oder unvorhersehbarer Belastungssi-
tuationen für Maßnahmen der Weiterentwicklung interkommunaler Zusammenarbeit aufge-
bracht werden können.113 In Sachsen gehört die ausdrückliche Förderung kooperativen Ver-
haltens der Kommunen bisher dagegen nicht zu den Verwendungszwecken der Bedarfszuwei-
sungen nach § 22a SächsFAG und erstaunlicherweise auch nicht im Rahmen der Zuweisungen 
zur Unterstützung der Digitalisierung in den Kommunen nach § 22b SächsFAG.  
Zustimmungswerte in vergleichbarer Höhe erhält der Vorschlag einer Bereitstellung von Mus-
terverträgen bei gemeindeübergreifender Zusammenarbeit. Anders als eine Förderung von 
Kooperationen über den kommunalen Finanzausgleich, welche klare finanzielle Anreize zur 
                                            
112  Vgl. §24 Abs. 2 Satz 4 ThürFAG. 
113  Vgl. §19 Abs. 3 GFG . 
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Zusammenarbeit setzen würde, handelt es sich hierbei um eine eher „weiche“ bzw. indi-
rekte Form der Steuerung durch das Land (Senkung von Transaktionskosten). Derartige Ver-
tragsvorlagen können allem voran solchen Kommunen Abhilfe schaffen, die nicht über das 
notwendige Fachpersonal verfügen, um die rechtlichen Vorgaben für gemeindeübergreifende 
Zusammenarbeit in hinreichender Breite und Tiefe zu prüfen. Dies spiegelt sich auch in den 
Ergebnissen der Befragung wider. So haben 70 Prozent der Kommunalvertreter, die sich Mus-
terverträge für Kooperationsprojekte wünschen, rechtliche Vorgaben als Hindernisse inter-
kommunaler Zusammenarbeit angegeben, 61 Prozent von ihnen beklagen einen Personal-
mangel. In eine ähnliche Richtung geht die Bereitstellung von Handreichungen oder Mus-
tervorlagen für den Prozess der Zusammenarbeit zwischen Kommunen. Diese sollten den 
Kommunen als eine Art „Checkliste“ die verschiedenen Schritte, Voraussetzungen und Not-
wendigkeiten bei der Etablierung von Kooperationen aufzeigen, um auf diesem Wege die 
Komplexität des Prozesses zu verringern und Transaktionskosten zu senken. Gut 43 Prozent 
der Kommunalvertreter sehen darin eindeutig eine geeignete Maßnahme zur Förderung in-
terkommunaler Zusammenarbeit in Sachsen. 
Etwa jeder dritte Befragte sieht großes Potenzial in einer verstärkten Verbreitung von Best-
Practice-Beispielen. Auf diesem Wege könnten kommunale Entscheidungsträger aus den er-
folgreichen Projekten anderer Kommunen lernen. Gleichzeitig könnte dies zu einer Steige-
rung des Bewusstseins für die Potenziale interkommunaler Kooperationen beitragen. In die-
sem Zusammenhang wäre auch an den Aufbau einer öffentlich zugänglichen Datenbank zu 
denken, in der Informationen zu erfolgreichen Projekten öffentlich verfügbar wären. Als fast 
ebenso wichtig erachten die Kommunalvertreter den regelmäßigen Austausch zwischen 
Kommunal- und Landesebene. Neben einem generellen Meinungs- und Erfahrungsaustausch 
kann dies vor allem dazu beitragen, Verständnis für die Belange der anderen Seite zu entwi-
ckeln und Hindernisse bei der Entwicklung von Kooperationsprojekten abzubauen. Einer von 
vier Kommunalvertretern wünscht sich eine Reduzierung rechtlicher und bürokratischer 
Hürden bei der Fördermittelvergabe. Vorschläge hierzu wurden bereits 2019 im Abschluss-
bericht der „Kommission zur Vereinfachung und Verbesserung von Förderverfahren“ unter-
breitet.114 Neben einer Überführung einzelner Programme in den Kommunalen Finanzaus-
gleich wurde angeregt, bestehende Förderverfahren stärker zu bündeln, verstärkt zu stan-
dardisieren, zu vereinfachen und zu pauschalieren sowie eine einheitliche Förderverfahrens-
plattform zu schaffen. 
 
 
                                            
114  https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/225627. 
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Abbildung 15: Ergebnisse der Befragung nach Maßnahmen zur Erleichterung interkommuna-
ler Zusammenarbeit über alle Kommunaltypen 
 
Quelle: Eigene Darstellung (oben: n = 92; unten: 61 ≤ n ≤ 66).  
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Eine verstärkte Einbindung bestehender übergemeindlicher Institutionen, beispielsweise 
der Landkreise, in den Kooperationsprozess erhält ebenso vergleichsweise geringe Zustim-
mungswerte wie eine mögliche Einbeziehung gesellschaftlicher Akteure. Auch die Neu-
schaffung einer überregionalen Beratungs- und Koordinierungsstelle wird von lediglich 18 
Prozent der Befragten eindeutig befürwortet. Damit wird deutlich, dass die sächsischen 
Kommunalvertreter die unmittelbaren Hilfestellungen über finanzielle Förderungen sowie 
Musterverträge und –vorlagen gegenüber mittelbaren institutionellen Lösungen präferieren. 
6 Zusammenfassung und Ausblick 
In der öffentlichen Diskussion herrscht weitestgehend Einigkeit darüber, dass Handlungs-
druck eine zentrale Triebfeder für die Bereitschaft zur interkommunalen Zusammenarbeit 
darstellt.115 Die Ergebnisse der Befragung unter den sächsischen Kommunen bestätigen die-
ses Bild, wonach in Sachsen allem voran ein fortschreitender Personal- und Fachkräfteman-
gel sowie angespannte Kommunalhaushalte die traditionelle Form der Daseinsvorsorge zu-
nehmend erschweren und die Notwendigkeit einer Neuorganisation der Infrastrukturbereit-
stellung bedingen.  
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen überrascht es nicht, dass der Erhalt der Aufga-
benerfüllung das dominierende Motiv für kooperatives Verhalten im Freistaat Sachsen ist, 
wohingegen unter anderem Wettbewerbs- und qualitative Erwägungen nur von untergeord-
neter Bedeutung zu sein scheinen. Dass ein Verlust an Handlungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten, der in der öffentlichen Debatte als ein zentrales Hemmnis interkommunaler Zusam-
menarbeit betrachtet wird, aus Sicht der Befragten kaum gegen eine Zusammenarbeit 
spricht, fügt sich in dieses Gesamtbild ein, stellt doch die Einbuße von Kompetenzen in den 
meisten Fällen das kleinere Übel gegenüber Einschränkungen oder einem vollständigen Ver-
lust der operativen Handlungsfähigkeit dar. Wird der Verlust von Gestaltungsfähigkeit, den 
kooperatives Verhalten grundsätzlich mit sich bringt, dagegen einseitig betrachtet und nicht 
gegen die Vorteile der Kooperation abgewogen, besteht kaum Chance für eine Zusammen-
arbeit.  
Mit Blick auf die Hindernisse bei Entstehung und Erhalt interkommunaler Kooperationspro-
jekte spielen in Sachsen offensichtlich vielmehr zwischenmenschliche, politpsychologische 
Faktoren eine besondere Rolle. Darüber hinaus scheint die finanzielle Situation der sächsi-
schen Kommunen nicht nur Triebfeder, sondern gleichzeitig auch Hinderungsgrund für zwi-
                                            
115  Siehe u. a. Bischoff/Bergholz/Blaeschke (2014), S.8, Hollbach-Grömig et al. (2005), S. 5f., Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung (2012), S. 67. 
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schengemeindliche Zusammenarbeit zu sein, was den Wunsch nach einer gezielten Förde-
rung interkommunaler Zusammenarbeit über den Kommunalen Finanzausgleich wie auch den 
Abbau bürokratischer Hürden bei der Vergabe von Fördermitteln erklärt. Auch die hohen 
Zustimmungswerte für die Bereitstellung von Musterverträgen für kooperative Arrangements 
sowie „Handreichungen“ verdeutlichen den Wunsch der Kommunen nach direkten, prakti-
schen Hilfestellungen.  
Es ist zu erwarten, dass die Bedeutung interkommunaler Zusammenarbeit im Freistaat Sach-
sen in Zukunft noch zunehmen wird, wenn sich die seit Jahren beobachtbaren Trends fort-
setzen. Vor allem die demographischen Entwicklungen und hier insbesondere der enorme 
Bevölkerungsrückgang im ländlichen Raum machen eine effizientere Organisation der Infra-
strukturbereitstellung unabdingbar. Hier gilt es, die Potentiale regionaler Netzwerke auch 
unter Einbezug privater und gesellschaftlicher Akteure zu nutzen, um die regionale Entwick-
lung voranzutreiben. Ein zu starker Fokus auf traditionelle Formen der Infrastrukturbereit-
stellung sowie administrative Grenzen kann weder den derzeitigen noch den kommenden 
Herausforderungen gerecht werden. Der Rücklauf der hier betrachteten Kommunalbefragung 
hat gezeigt, dass das Thema interkommunaler Zusammenarbeit für die sächsischen Kommu-
nalvertreter durchaus von Bedeutung ist. Auch scheinen sie sich mit Blick auf die Befragung 
der Potentiale von Kooperationsprojekten bewusst zu sein. Aber das Konzept gemeindeüber-
greifender Zusammenarbeit sollte nicht nur als Mittel verstanden werden, um die vielfach 
zu erwartenden und zum Teil bereits beobachtbaren Trends zu verwalten, sondern vielmehr 
als Chance gesehen werden, ihnen zu einem gewissen Grad entgegenzuwirken und gerade 
den ländlichen Raum auch langfristig attraktiv zu gestalten. In welchem Ausmaß die Mög-
lichkeiten der Digitalisierung hier neue Spielräume eröffnen, bedarf weiterer Untersuchun-
gen. Ebenso besteht vertiefter Forschungsbedarf dahingehend, in welchen Phasen der Zu-
sammenarbeit – beginnend mit der Identifikation eines Kooperationsbedarfs über die Ver-
handlungen bis hin zum eigentlichen Kooperationsprozess – welche Probleme bestehen, die 
ggf. ein Scheitern der Zusammenarbeit zur Folge haben. Ein nächster Schritt kann daher 
bspw. in einem verstärkten Angebot von Informations- und Diskussionsveranstaltungen be-
stehen. 
Gleichwohl ist die Frage zu stellen, inwieweit eine Optimierung der kommunalen Leistungs-
erbringung, die das Resultat einer immer großräumigeren Organisationsstruktur ist und de 
facto einer Hochzonung gleichkommt, in der langen Frist noch mit dem föderalen Ziel einer 
möglichst dezentralen Bereitstellung öffentlicher Güter und damit auch dem im Grundgesetz 
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verankerten Politikziel „gleichwertiger Lebensverhältnisse“116 kompatibel ist.117 Unter an-
derem im Bereich der Verwaltung wird dieser Trade-off zwischen dem Erhalt von Bürgernähe 
und einem möglichst umfassenden kommunalen Leistungsangebot auf der einen und dem 
Ausnutzen von Größenvorteilen und damit Einsparpotentialen auf der anderen Seite offen-
sichtlich. Mit Blick auf die Ergebnisse der Kommunalbefragung scheinen der Erhalt einer lo-
kalen Identität und die Identifikation der Bürger mit ihrer Gemeinde auch für die sächsischen 
Kommunalvertreter einen hohen Stellenwert einzunehmen. Dabei ist es durchaus möglich, 
die Zusammenarbeit auf solche Bereiche zu beschränken, die außerhalb der Verwaltung we-
nig „sichtbar“ sind, bspw. eine gemeinsame IT oder Personalabrechnungen. Die daraus re-
sultierenden Einsparungen können genutzt werden, um lokal bedeutsame Themenfelder, wie 
bspw. die Feuerwehr oder kulturelle Angebote, auch weiterhin lokal anbieten zu können. 
Die Potentiale interkommunaler Zusammenarbeit in Form von Skalierungs- und Spezialisie-
rungsvorteilen liegen auf der Hand und die Vielzahl bereits bestehender Kooperationspro-
jekte zeigt die Bedeutung des Konzepts für den Erhalt kommunaler Daseinsvorsorge. Gleich-
zeitig ermöglichen die rechtlichen Rahmenbedingungen vielfältige Organisationsformen so-
wohl formeller als auch informeller Art. Letztlich kann die interkommunale Kooperation aber 
nur Teil eines umfassenderen Gesamtkonzepts sein, welches sowohl eine kommunale Aufga-
benkritik – ggf. in Verbindung mit einer tiefergehenden Analyse der kommunalen Finanzaus-
stattung - als auch alle verfügbaren Handlungsalternativen zum Erhalt einer weitestgehend 
lokalen Leistungsbereitstellung einbezieht. Im Hinblick auf den Katalog rechtlicher Vorgaben 
sowie die in zahlreichen Kommunen offensichtlich vorherrschenden Personalengpässe sollte 
zudem erwogen werden, die Regularien dahingehend zu überprüfen, inwieweit diese noch 
praktikabel bzw. zu vereinfachen sind. Gleichzeitig ist aber auch ein Umdenken von Ent-
scheidungsträgern und Bürgern notwendig, denn Einschränkungen im Leistungsangebot des 
ländlichen Raums sind aus volkswirtschaftlicher Sicht bei Fortschreiten besagter Trends mit-
telfristig unumgänglich. In welchem Ausmaß dies notwendig wird, lässt sich noch nicht sa-
gen, denn auch das technologische Potenzial ist mit Blick auf den Bereich der kommunalen 
Daseinsvorsorge noch lange nicht ausgeschöpft.   
                                            
116  Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz. 
117  Vgl. DStGB (2004), S. 2. 
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Das Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS) stellt 
eine kostenfreie Informations- und Beratungsplattform für die kommunale Ebene in Sachsen 
dar. Im Schnittstellenbereich zwischen Verwaltung, Wissenschaft und Politik agiert das KOM-
KIS als kompetenter Informationsgeber, neutraler Vermittler und inhaltlicher Ansprechpartner zu 
Themen der kommunalen Infrastrukturbeschaffung, -erhaltung und -bewirtschaftung. 
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